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Ottnationsdienst der Christlich Demokratischen Union Deutschlands 

Union in. 
Deutschland 

Bonn, den 5. Mai 1983 

^OjERUNGSET^KLÄRUNG 
4 9*9eben von Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl vor dem Plenum 

s 10 Deutschen Bundestages am 4. Mai 1983 

^ogramm der Erneuerung: 
^eiheit, Mitmenschlichkeit, 
Verantwortung 

' Neuerung der Sozialen Marktwirtschaft 
1. Abbau der Arbeitslosigkeit 
2. Sanierung der öffentlichen Finanzen 
3. Sicherung der Renten 

. ' ü'e Gesellschaft mit menschlichem Gesicht 
'•   Di ly    le technologische Herausforderung 
' ^freiheitlicheRechtsstaat 
' ^neden, Freiheit, Sicherheit 

1. Die Allianz als Friedensfaktor 
2. Europa - eine historische Aufgabe 
3. Friedenssicherung durch Abrüstung 

y 4. Frieden durch Gerechtigkeit in der Welt 

*e Nation bewahren 



UiD 17 • 5. Mai 1983 • Seite 2 

Die Koalition der Mitte begann ihre 
Arbeit in einer schweren wirtschaftli- 
chen und politischen Krise. Das Ver- 
trauen in die Handlungsfähigkeit des 
Staates war erschüttert. Die Bundes- 
republik Deutschland war bündnispo- 
litisch ins Zwielicht geraten. 

Die Regierung der Mitte hat einen An- 
fang gemacht, den Staatshaushalt in 
Ordnung zu bringen, die Systeme der 
sozialen Sicherheit zu festigen, der 
Wirtschaft wieder Mut und den Men- 
schen wieder Vertrauen zu geben. 
Der Aufschwung hat begonnen. Mit 
unserer Außen- und Bündnispolitik 
stehen wir dort, wo wir stehen müs- 
sen: auf der Seite der Freiheit, an der 
Seite unserer Freunde. 

Die Regierungsparteien — CDU, 
CSU und FDP — haben vor der 
Wahl getan, was getan werden 
mußte, und gesagt, was nach der 
Wahl zu tun ist. Der Wähler hat un- 
serem Programm der Erneuerung 
zugestimmt. 
Mein Dank gilt denen, die uns mit 
überzeugender Mehrheit gewählt 
haben. 

Meine Achtung gilt auch denen, die in 
der Minderheit geblieben sind. Der 
demokratische Staat braucht beide: 
Regierung und Opposition. Alle Abge- 
ordneten sind Repräsentanten der 
Bürger und für das Gemeinwohl ver- 
antwortlich. Ich hoffe, daß diese ge- 
meinsame Verantwortung unsere par- 
lamentarische Arbeit prägt. Ich wün- 
sche uns allen einen fairen Stil des 
Umgangs miteinander. Er dient der 
Sache und unserer politischen Kultur. 

Vieles von dem, was sich bei Grün- 
dung   der  Bundesrepublik  Deutsch- 

er 

der 

land von selbst verstand, müssen 
heute erklären. 

Was für die Gründergeneration aJ 

Republik Frucht ihrer Erfahrung w
gf, 

müssen die Kinder und Enkel ne .g 

werben. Gespräch und v*erstän
5Jnd 

zwischen den Generationen 
schwieriger geworden. Alle sino 
fordert, mit Maß und Mut mitein^ 

Zeit 
zu reden. 

So schwer die Aufgaben unserer 
auch sein mögen:  Es besteht 
Grund zu resignieren. Wir g'aub y0|- 
Kraft, Wissen und Willen unseres 
kes.    Die    Herausforderungen      p 

Ende des 20. Jahrhunderts konr 
und werden wir bestehen. 

Die neue Zuversicht 
Sieben Leitgedanken bestimme«1 

unsere Arbeit: 

I. Persönliche Freiheit und sinn^ 
te Arbeit, Wohlstand für alle und nd 
ziale Sicherheit sind mit Geist . 
Leistungskraft der Sozialen ^arJJeSef 
schaft zu erreichen. Nur mit d' ^ 
Ordnung sind die technologist,, 
und ökologischen Aufgaben uns 
Zeit im freiheitlichen Sinne zu 

mit 
II. Wir  wollen   die   Gesellschaft 
menschlichem   Gesicht.   Mitmen 
lichkeit   ist  praktizierter   Bürger5^ 
Das gehört zu der geistigen ^rn^uti- 
rung, die wir wollen. Deshalb erm

ffa. 
gen wir die Bürger, nicht nur zu    . 
gen: „Wer hilft mir?", sondern a   fl 
„Wem helfe ich?" Eine Gesellst\ 
beweist ihre Humanität, wenn viel 
andere da sind — und nicht nur J 
für sich selbst. 
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sch,af[
r w°Hen die moderne Gesell- 

ig ' Wir können den sozialen und 
Hur g.0lo9ischen Wandel unserer Zeit 
beJ?s le'stungsfähiges Industrieland 
Schritt Der   technische    Fort" 
nimml brin9t nicht nur Gefahren- Er 

Scne 
aucn Lasten von den Men- 

kraft_
Und eröffnet ihrer Schöpf er- 

>er Wi6(j
neue Räume. Wir wünschen uns 

Richte 

der f" 
e!n Verständnis der Arbeit, das 

iink^'tion europäischer Geistesge- 
niirß""3 entspricht: Arbeit ist nicht 

s6jne
lrfuhren den Staat auf den Kern 

2(JW.    f9aben zurück, damit er sie 
^cb aSS'9 er^u"t- Ansprüche können 
fähjgk

S!ärker wachsen als Leistungs- 
tier ß-eit   und   Leistungsbereitschaft 
^lirhiUr9er- wer Rechte hat, hat auch 

Ch*en. 
V-Wir 
Ö(jnd . 9ßhören   zum   Westen.   Das 
fester 'D *ur Freiheit und Frieden ist 
Hi6rv °estandteil deutscher Politik. 
\ Un den sich unsere Grundwer- 
cherri 

6re Lebensform und unsere Si- 
^Und*' Der Frieden braucht die 
Verstä °haft mit dem Westen und die 
V,     ndl9ung mit dem Osten. 
L   Die 
bleibt     Politische    Union    Europas 
Suror.Unser 9roßes Ziel. Die Einigung 

-Bit mehr 
o—v^ ...cuoMoc. Vorteile. 

Nitu-   es wieder werden. Unsere 
Sei 

als ein   War ursPrünglich weit 
Sie mUB

Angebot materieller Vc 

i e    e  Kultur  braucht  vor  allem 
V|     

ur°Päischen Horizont, 
i  • Dip M 
Wir sirTrt    Utsche Nation besteht fort 
r6cht an fÜr das Selbstbestimmungs- 
derTeM      Völker und für das Ende 

V um*19 Eur°Pas- Wir werden alles 
heit zu   'n Frieden die deutsche Ein- 

erstreben und zu vollenden. 

Dies sind die Leitsätze meiner Regie- 
rung. Wir werden uns an ihnen orien- 
tieren. Aber Politik muß auch die 
Grenzen ihrer Möglichkeiten erken- 
nen: 
— Der Frieden ist nur so sicher wie 

das Gleichgewicht der Kräfte in der 
Welt. 

— Die Freiheit reicht nur so weit, wie 
sie sich nicht selbst zerstört. 

— Die Ansprüche an den Sozialstaat 
können nicht stärker befriedigt 
werden, als es die Leistungskraft 
der Wirtschaft zuläßt. 

— Das Gemeinwesen ist nur überle- 
bensfähig, wenn es die Fähigkeit 
zum Wandel beweist. 

In diesen Spannungsfeldern müssen 
wir uns behaupten. Jetzt ist nicht die 
Zeit für große Versprechungen. Es ist 
aber höchste Zeit für die Politik der 
Erneuerung. 

I. Erneuerung der 
Sozialen 
Marktwirtschaft 
Diese Politik muß sich zuerst bewei- 
sen in der Erneuerung der Sozialen 
Marktwirtschaft. Alle geschichtlichen 
Erfahrungen dieses Jahrhunderts leh- 
ren: Eine Wirtschaftsordnung ist um 
so erfolgreicher, je mehr sich der 
Staat zurückhält und dem einzelnen 
seine Freiheit läßt. Die Soziale Markt- 
wirtschaft ist wie keine andere Ord- 
nung geeignet, Gleichheit der Chan- 
cen, Eigentum, Wohlstand und sozia- 
len Fortschritt zu verwirklichen. Wir 
wollen nicht mehr Staat, sondern we- 
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niger; wir wollen nicht weniger, son- 
dern mehr persönliche Freiheit. 
Die Soziale Marktwirtschaft ist nicht 
nur die erfolgreichste Wirtschafts- 
form, sie ist auch dem Menschen ge- 
mäß: 
Sie fordert den Bürger, aber sie ver- 
fügt nicht über ihn. 
Wir machen Schluß damit, die Belast- 
barkeit der Wirtschaft zu erproben. 
Das Ergebnis dieser falschen Politik 
war 

— Massenarbeitslosigkeit: Ein Ende 
ihres Anstiegs war nicht in Sicht. 

— Investitionsschwäche: Der Anteil 
der Bruttoinvestitionen am Sozial- 
produkt hat 1970 über 27% betra- 
gen, 1982 weniger als 21 %. 

— Firmenzusammenbrüche: In den 
60er Jahren gab es weniger als 
4000 Konkurse im Jahr, 1982 dage- 
gen fast 16000. 

Seit der Amtsübernahme von CDU/ 
CSU und FDP im Oktober 1982 haben 
wir verhindert, daß aus der Talfahrt 
unserer Wirtschaft ein Absturz wurde. 
Der Aufschwung wurde möglich: 
— Die Teuerungsrate, die Anfang 

1982 noch über 6% betragen hatte, 
ist inzwischen auf 3,5% gesunken. 

— Die Deutsche Bundesbank hat alle 
Möglichkeiten genutzt, die Zinsen 
zu senken. Das Ergebnis ist für alle 
spürbar; so lag zum Beispiel der 
Hypothekenzins vor zwei Jahren 
noch bei 12%, heute liegt er bei 7,5 
bis 8%. 

— Die private Nachfrage hat sich be- 
lebt, und die Produktion nimmt in 
vielen Bereichen wieder zu. 

— Durch ihr Dringlichkeitsprogramm 

hat die Bundesregierung e^^ 
sätzliches Bauvolumen von 1• ^ 
Wohnungen ausgelöst, das D 

200000 Arbeitsplätze in der e 
Wirtschaft sichert. Äl1 

jhungef1 
— In den ökonomischen Beziel 

mit dem Ausland hat die Bun 
publik  das  Gleichgewicht vtfs 
erreicht. Nach hohen Leistung   f 

lanzdefiziten   wurde   1982 vfl 
ein Überschuß von 7 Mrd. DM 

zielt. j 
— Die Deutsche Mark ist internst" 

wieder mehr wert. ^ 
Das alles zu erreichen, war Wie ^ 
genug. Noch wichtiger ist, der

tßren 
schaff  wieder  zu   einer  robus 
Konstitution zu verhelfen. 

Aufgabe Nummer eins ist dl* 
seitigung der Massenarbeitsj* ^ 
keit. Hier geht es nicht nur u* 
wirtschaftliches Problem, 8°n% 
auch um ein Gebot der M*n 

lichkeit. 
|tf 
tt Die Jahre der Krisen haben 9el 

daß administrative Gängelung; n 

weiterhilft. Die Regierungen n ^ 
ihr Versprechen, Vollbeschäftigung, 
garantieren, nicht gehalten -~ ge- 
halten können. Sogenannte Besp 
gungsprogramme haben Mi"1 ^ 
verschlungen, ohne die Lage srt1 

beitsmarkt zu stabilisieren. ^ 
Wir werden nicht neue Versprec' 
gen machen, sondern die Urss 
der Fehlentwicklung bekämpf611,     e 

Ich habe bei meiner Amtsübernsn 
im  Oktober gesagt und wieder^, 
dies heute vor dem Deutschen   ^ 
destag mit dem gebotenen £&  W 
haben einen langen Weg vor uns- 
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keri d
ltlk 'st in der Lage, die Hypothe- 

ken 6r Ver9angenheit kurzfristig zu 
schrw^nd die Probleme der Zukunft 
C'*u lösen. 
Legjs| 

nwerPunkte werden in dieser 
desre

aturPeriode die Arbeit der Bun- 
Wirtsch'erUn^ zur Überwindung der 
^Ah Krise bestimmen: 

^ W-baU der Arbeitslosigkeit 
aergewinnung eines angemes- 

.^"Wachstums      * 
t.   ere Sanierung der öffentlichen 

^ ganzen 
lcherung der Renten 

au der Arbeitslosigkeit 

Vr        kein konjunkturelles Stroh- 
ig Runden, sondern eine r*~ 
chen    elebung der Wirtschaft errei- 
Un sere 

för 

chenb   Wirtschaftspolitik wird bere- 
t'°^sk?r Se'n' ^'Ir werden die lnvest'- 
^St starken und den notwendi- 
ger    rukturwandel erleichtern, indem 

^stabiles Geld sorgen; 
rTlind°ffentlichen KaP'talbedarf ver_ 

dern   dun9 von Eigenkapital för- 

arn p   tei,'9ung der Arbeitnehmer 
&i6 Q    r°duktiwermögen erleichtern. 
notwenL Jahre sind ein Jahrzehnt des 

WirtSc?d^en Umbaus der deutschen 

^chf?'- Wir mussen bei der wis" 
^tvviou   chen und technologischen 
*Ur 7'cklun 9 Anschluß halten und ihn rUcU ^I'OWIIUD   i lernen   unu  HUI 
haben 9^winnen- wo wir ihn verloren 
\. rj    'r mussen zur Spitze vorsto- 

Sr>alb bekennen wir uns zu ei- 

ner verantwortungsbewußten Lei- 
stungselite: Jede Gemeinschaft kann 
auf Dauer nur so leistungsfähig sein 
wie die Menschen, aus denen sie be- 
steht. 

Ökonomische Vernunft und sozia- 
le Verantwortung zeigen den Weg 
zum Erfolg: den Investitionswillen 
und die Investitionsfähigkeit zu 
stärken. Nur über wachsende In- 
vestitionen, durch eine wachsen- 
de Wirtschaft wird es ein wach- 
sendes Angebot an Arbeitsplät- 
zen geben. 

Kapitalbildung ist die Voraussetzung 
für die notwendige Modernisierung 
unserer Wirtschaft. Voraussetzung für 
Kapitalbildung ist eine Stärkung der 
Ertragskraft unserer Unternehmen. 
Nur wenn wir sicherstellen, daß es 
sich wieder lohnt, unternehmerische 
Risiken einzugehen, wird das dazu er- 
forderliche Kapital in ausreichendem 
Maße zur Verfügung stehen. 

Sparen war immer eine Tugend der 
Deutschen; die Mehrheit der Sparer 
sind Arbeitnehmer. Für die Beteili- 
gung der Arbeitnehmer am Produktiv- 
vermögen der Wirtschaft werden wir 
sehr bald einen Gesetzentwurf vorle- 
gen. 

Die Kapitalbeteiligung der Arbeitneh- 
mer stärkt die Eigenkapitalbildung der 
Unternehmen. Arbeitnehmer und Ar- 
beitgeber sind Partner im Unterneh- 
men. 
Arbeiter und Angestellte, Meister und 
Gesellen, die Selbständigen und die 
Angehörigen der freien Berufe, be- 
sonders die kleinen und mittleren Un- 
ternehmen in Handel, Handwerk und 
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Industrie — sie alle sorgen für die Be- 
weglichkeit und Dynamik unserer 
Wirtschaft. 13 Millionen Menschen, 
die Mehrheit der arbeitenden Bevöl- 
kerung, sind in der mittelständischen 
Wirtschaft tätig. Sie sollen ohne büro- 
kratische Hemmnisse arbeiten kön- 
nen. Wir werden den Mittelstand von 
überflüssiger Reglementierung entla- 
sten. 
Für alle Bürger muß wieder gelten: 
Wer mehr wagt und wer sich mehr 
plagt, der hat auch Anspruch auf Er- 
folg und Gewinn. 

Wirtschaft und Gesellschaft brauchen 
dynamische Unternehmer. Ihr Wage- 
mut und ihre Entscheidungskraft sind 
gerade in den vor uns liegenden 
schwierigen Zeiten verlangt. Diese Tu- 
genden waren gemeinsam mit Tüch- 
tigkeit und Fleiß der Arbeitnehmer 
Voraussetzung für unseren Wieder- 
aufstieg nach dem Krieg. 

Die Bundesregierung würdigt die 
Leistungen und die Verantwor- 
tungsbereitschaft der deutschen 
Arbeitnehmer und ihrer Gewerk- 
schaften. Die Leistungen der 
deutschen Wirtschaft wären ohne 
sie nicht denkbar. Die Tarifab- 
schlüsse dieses Jahres haben er- 
neut bewiesen, daß unsere Ge- 
werkschaften gewillt sind, ge- 
samtwirtschaftliche Verantwor- 
tung zu tragen. 

Wir vertrauen auch weiterhin auf das 
Verantwortungsbewußtsein der Ge- 
werkschaften, ich werde jede Gele- 
genheit zu Gesprächen mit ihnen 
wahrnehmen. 

Die Bundesregierung bejaht eine fle- 
xiblere Gestaltung des Arbeitslebens. 

Eine Verkürzung der Lebensarb 
zeit darf jedoch nicht zu einer zus 
liehen   Gesamtbelastung   der 
schaff und der öffentlichen F'nan 

führen. er- 
Zusätzliche   Teilzeitarbeitsplätze 
leichtern die berufliche Eingüede 
der steigenden Zahl von Arbeit ^ 
mern. Außerdem kann damit den' 
beitszeitwünschen   vieler  Arbe" 
mer besser entsprochen werden- ^ 
Bundesregierung appelliert an a'e jt. 
beitgeber, mehr qualifizierte Tel 
arbeitsplätze anzubieten. ^ 
Fast ein  Drittel des Sozialp^^ 
der Bundesrepublik Deutschland   „ 
danken wir unserer Exportwirts0    . 
Wir müssen ihre Wettbewerbst 
keit im  Preiskampf und technci 
sehen Wettstreit sichern. Wir sin 
den freien Welthandel. Nur freier     . 
tausch, nicht Protektionismus, s' 
Beschäftigung und Wohlstand- 

Diese Haltung werde ich bei^5tii- 
vorstehenden Treffen der JjJ   5. 
chen Industriestaaten in W»"  |c„ 
bürg  entschieden  vertreten- 
erwarte, daß auch unsere °a ^ep 
sich zum freien Welthandel b« 
nen. QR- 

Wir Deutsche haben in den vergj»   g 
nen Wochen bei der Neufestset 
der Wechselkurse  im  Europa'5 ^jr 

Währungssystem bewiesen, da' 
faire Partner sind. „•, 
Nur im Geist gemeinsamer vc ft 
wortung für eine freie Weltwirts 
werden wir die schwelenden in pje 
tionalen Finanzkrisen überwinden,,, 
Zusammenarbeit zwischen G'äu .^n 
und Schuldnerländern, zwischen' 
Notenbanken, Weltbank und Inte 
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tiona|e 
Wu? Wanrungsfonds sowie den 
Uriko t Sbanken ist unerläßlich, um 

v6rmü ollierDare Zuspitzungen zu 
c.. iei^en. 

.en  Strukturwandel   der   deut- 
Wirtsch 

irtschaft ist die sichere und 
6ntbeua!*''cne Energieversorgung un- 
$arw r'icri. Wir wollen Energie spar- 
Weiter 

nu*zen, den Verbrauch von Öl 
Sorgu 

Verringern und die^nergiever- 
ll°ria| ^ unseres Landes zu interna- 
gen s

w®ttDewerbsfähigen Bedingun- 
%x ul^ n- Dabei ist die Schonung 
sour~ 

Welt und der natürlichen Res- 
ten selbstverständlich. 

e|derf 
%rJ Triedlichen Nutzung der Kern- 
ch6r^

e naben wir einen hohen Si- 
% Jf 

standard erreicht. Wir kön- 
9ieqUe j 

d'e umweltfreundliche Ener- 
aH H6 nicnt verzichten. Wir werden 
{&chn0!e 2ukunftsweisenden Reaktor- 
^tSor 

9ien zum Erfolg führen. Die 
Vcj6|^

Un? muß zügig verwirklicht 
r6g6n '. ^'e Technologie neuer, auch 
wicke|t

rierbarer Energien wird fortent- 

**M nr9eble* war immer ein 
stUn

rum wirtschaftlicher Lei- 
schrS?kraft un^ industriellen Fort- 
an«      Das verdanken wir den beiC!irim Revier'ihrem Ar' en und Unternehmungs- 
stUno 

Wir wollen helfen, die Lei- 
he^,      aft des Reviers wieder- 

DieKoh|Stel,en- 
^ ha*     Wird yeuiauutu. uer  Dery- 

der Ind.-2ukunft im Wärmemarkt, in 

e Wird gebraucht. Der Berg- 

^0rSch      ie und bei der Veredelung. 
Wir9ezin|9 Und Entwicklung werden 
v^rtraq 

el! Ordern. Der Jahrhundert- 
s'chert TX der Elektrizitätswirtschaft 

en Vorrang der heimischen 

Kohle. Unsere Unterstützung für die 
deutsche Stahlindustrie nützt auch 
der heimischen Kohle. 
In der Stahlindustrie wird die Bundes- 
regierung den internationalen Sub- 
ventionswettlauf bekämpfen. Wir ver- 
langen von den deutschen Unterneh- 
men ein überzeugendes Konzept zur 
Neuordnung und Kapazitätenanpas- 
sung, das wir dann im Rahmen an- 
gemessener Fristen unterstützen 
werden. Hier steht auch die Mitbe- 
stimmung vor einer neuen Bewäh- 
rungsprobe: Im Aufsichtsrat sind Ka- 
pitaleigner wie Gewerkschaften ver- 
treten. Beide sind in dieser Verant- 
wortung gefordert. 

Anpassungsprobleme     gibt     es 
auch anderswo, so bei den Werf- 
ten und der Deutschen Bundes- 
bahn. Wir können die bestehen- 
den  Strukturen   nicht  um  jeden 
Preis erhalten. Neue Überlegun- 
gen sind nötig. Die Verantwortung 
dafür liegt in erster Linie bei den 
Unternehmen.   Die   Bundesregie- 
rung wird Lösungen unterstützen, 
die Erfolg versprechen. 

Ermunternde   Beispiele   kleiner   und 
mittlerer Werften zeigen: Mut zu mehr 
Markt ist auch hier der richtige Weg. 
Um den Werften die Anpassung an 
den  Markt zu  erleichtern,  wird  die 
Bundesregierung die Hilfen für Schiff- 
bauindustrie   und   Reeder   befristet 
fortsetzen. 
Die Wirtschaftslage der Deutschen 
Bundesbahn belastet den Verkehrs- 
haushalt immer stärker. Die Bahn muß 
ein Unternehmenskonzept erarbeiten, 
das zu Kostensenkungen und Er- 
tragssteigerungen führt.  Dabei  muß 
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der öffentliche Personennahverkehr 
berücksichtigt werden. 
Die Bahn ist für uns unverzichtbar. 
Aber wir müssen dafür sorgen, daß 
sie nicht unbezahlbar wird. 
Wir brauchen ein modernes, alle Re- 
gionen verbindendes Verkehrsnetz. 
Im Straßenbau werden wir Lücken 
schließen und Verkehrswege verbes- 
sern. Den Bau des Rhein-Main-Do- 
nau-Kanals wollen wir vollenden und 
den Ausbau der Saar fortsetzen. Sinn- 
volle Arbeitsteilung zwischen öffentli- 
chen und privaten Verkehrsträgern ist 
die Voraussetzung für eine bedarfsge- 
rechte Investitionspolitik. 
Im Wohnungs- und Städtebau werden 
wir unsere erfolgreiche Politik fortfüh- 
ren. 

Wir wollen, daß viele Bürger Wohnei- 
gentum erwerben können. Steuerli- 
che Verzerrungen werden wir beseiti- 
gen und familienfreundliche Lösungen 
anstreben. Sozialer Wohnungsbau 
wie Wohngeld gehören zur Idee der 
Sozialen Marktwirtschaft. Unsere 
Städte und Dörfer sollen schöner, der 
Wohnwert verbessert werden. Auch 
die Baulandprobleme müssen wir lö- 
sen. Wir werden prüfen, wie das An- 
gebot von Bauland erweitert werden 
kann. 

Für ein einheitliches Baurecht wird die 
Bundesregierung Leitlinien vorlegen. 

Die Raumordnung soll mit der Struk- 
tur- und Umweltpolitik besser koordi- 
niert werden. 

Agrarpolitik ist auch Gesell- 
schaftspolitik für den ländlichen 
Raum. Unsere Landwirte sichern 
die Ernährung unserer Bevölke- 

rung. Sie haben ein Recht a      f 

bensverhältnisse, die dene . 
übrigen ErwerbstätigenJ^ g s0- 
wertig sind. Die eigens" tändig« 

idwirte ziale Sicherung der LandW"|!aite'1 

sich  bewährt und  muß ern 

bleiben- htigef 

Agrarpolitik ist zugleich ein Wie f. 
Teil des europäischen Einigung\ 
kes. Deshalb unterliegt sie s. 
lungen, die stark vom Interesse 
gleich in der Europäischen Ge ^ 
schaff geprägt sind. Wir werden ^ 
beharrlich für unsere Landwirt 
Verbraucher einsetzen. 00- 
Wir wollen ein breitgestreutes^ 
deneigentum und das Mite'0^, 
von Landwirtschaft, Handwerk. ^ 
strie und Handel; wir wollen v°r er- 
den bäuerlichen Familienbetne 
halten. $ 
Wir wissen: Der Staat allein k*n djßs 
Probleme  nicht  lösen.  Er s0

flegiß' 
auch gar nicht behaupten. Die       t, 
rung braucht und will die Mitv 

working aller Bürger. 

Die Sanierung der öffentHc 

Finanzen « 
Viele sind zu lange dem Trug ,e(i 
erlegen, daß mehr verteilt ^e£r 
kann, als erarbeitet worden ist- **$' 
neuerung der Sozialen Mar ^ fl 
schaff verlangt auch die RückKfl> . 
solider Hauhaltsführung. Eine %•$$' 
de Wirtschaft setzt geordnete r 
zen voraus. 5t, 
Die Ausgabendynamik muß geb fp 
die jährliche Neuverschuldung ^ 
rückgeführt werden. Das W*c ^ 
der   Bundesausgaben   soll   in        . 
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W n Jahren deutlich unter dem 
lj   achs   des   Bruttosozialprodukts 

Aus ' Die Struktur der öffentlichen 
ker

9aben und Einnahmen muß stär- 
aUs

auf Wachstum und Beschäftigung 
rUnaeriChtet   werden-   Die   Reduzie- 

9 der Staatsquote belebt die Kräf- 
Jr Wirtschaft. 

Ie Sanierung der öffentlichen Fi- 
ar^zen wird Einschränkungen und 
Pfer mit sich bringen. Sie sind 
"ausweichlich,    wenn    wir   die 

••^Schaft ankurbeln, Arbeitsplät- 
* schaffen und die soziale Si- 

0JJerheit    gewährleisten    wollen, 
ne   kommende    Generationen 

Öle 
Ul|*umutbar zu belasten. 

H6ru  
Undesregierung   setzt   die   im 

ScrieS\A 1982 ein9eleitete finanzpoliti- 
2ieu Wende fort. Wir wissen: Unsere ''eie cher 

Slnd nur schrittweise zu errei- 

1/D
1984 heißt das: 

J* Bundeshaushalt   soll   gegen- 
2°

er 1983 um nicht mehr als 2 Pro- 
daR* Wachser>- Das setzt voraus, 

ß die Bundesausgaben — im 
Entliehen im konsumtiven Be- 

Mi'nh ~~ noch einmal um 6 bls 7 

j     '"arden DM gekürzt werden. 

söü Neuverschuldung des Bundes 
ten aUf der Grundla9e der erwarte- 

n   wirtschaftlichen   Entwicklung 
s^

ter 40 Milliarden DM liegen. Die- 
w
r ßetrag ist noch zu hoch. Wir 

Jah illn   in   den   kommenden 

3 ö nren weiter zurückführen. 

Woii°h Ums°hichtung im Haushalt 
2    ®n Wir *ur lnvestit'onen sowie 
.  r Förderung von Wirtschaftsbele- 

n9   und   Vollbeschäftigung   zu- 
T2llch 1 bis 1,5 Milliarden DM zur 

Verfügung   stellen.   Die   Deutsche 
Bundespost hat ihr Investitionsvo- 
lumen auf 14,9 Milliarden DM er- 
höht. 

4. Wir wollen den Etat konsolidieren, 
ohne die Steuern zu erhöhen. 

Wir werden die Konsolidierung des 
Bundeshaushalts nicht zu Lasten von 
Ländern und Gemeinden vornehmen. 
Sie sind Hauptträger öffentlicher Inve- 
stitionen. 
Mischfinanzierungen von Bund und 
Ländern wollen wir einschränken, um 
wieder zu einer klaren Aufgabentren- 
nung zu kommen. Wir werden bei der 
Krankenhausfinanzierung damit be- 
ginnen. 
Unsere Steuerpolitik wird verläßliche 
und überschaubare Bedingungen für 
die Wirtschaft und für alle Bürger 
schaffen. Wir wollen mehr Stetigkeit in 
der Steuerpolitik. 
Wir werden das Steuersystem Schritt 
für Schritt umgestalten: Wir wollen 
private Initiativen fördern. Leistung 
darf nicht länger bestraft werden. 
Für 1983 sind Steuerrechtsänderun- 
gen bereits beschlossen. Darüber 
hinaus werden wir Steuerentlastun- 
gen einleiten. Sie sollen 
— die Leistungsbereitschaft erhöhen, 
— Investitionen und Innovationen an- 

regen und 
— die Wettbewerbsfähigkeit unserer 

Wirtschaft stärken. 
Mit dem Mehraufkommen aus der 
zweiten Hälfte der Umsatzsteuererhö- 
hung sollen die Vermögensbildung 
gefördert und steuerliche Erleichte- 
rungen zugunsten der gewerblichen, 
insbesondere   der  mittelständischen 
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Wirtschaft geschaffen werden. Die 
Einzelheiten werden wir mit dem 
Haushalt 1984 festlegen. 

Wir wollen eine gerechtere Be- 
steuerung. Deshalb werden wir 
zum Beispiel die Möglichkeiten 
für Steuerersparnisse einschrän- 
ken, die sich für Bezieher höherer 
Einkommen aus der Beteiligung 
an sogenannten Verlustzuwei- 
sungsgesellschaften ergeben. 

Die Progression der Lohn- und Ein- 
kommensteuer belastet unsere Bür- 
ger um so stärker, je mehr sie leisten. 
Der Aufschub der Tarifanpassung 
kommt hinzu. Der Lohn- und Einkom- 
mensteuertarif muß also neu gestaltet 
werden. Aber Umfang und Zeitpunkt 
hängen davon ab, daß die öffentlichen 
Finanzen gesunden und die gesamt- 
wirtschaftliche Lage sich günstig ent- 
wickelt. 
Eine dauerhafte Gesundung der Wirt- 
schaft verlangt auch, daß wir 
• die Subventionen überprüfen, 
• die Wirtschaft von Auflagen und 

Pflichten entlasten, die mehr ko- 
sten als sie bringen, und 

• die staatlichen Leistungen effekti- 
ver einsetzen. 

Sicherung der Renten 

Zu den Erfahrungen der letzten Jahre 
gehört: Jede Überforderung der öko- 
nomischen und finanziellen Grundla- 
gen gefährdet die soziale Sicherheit. 

Wer ein Leben lang gearbeitet hat, hat 
Anspruch auf eine sichere Rente. 

Die Bundesregierung wird an die- 
sem Prinzip der Altersversiche- 
rung festhalten. Die Rentner kön- 

nen sich auf uns verlassen, 
die Renten sicher sind und sie 
bleiben. , 

Wir haben bereits wichtige Maßn*ej. 
men zur aktuellen Sicherung der 
stungsfähigkeit  der  Rentenversic^ 
rungsträger und zur Anpassung    . 
Rentenversicherung   ergriffen.     ^ 
kommt es darauf an, diese ersien

uCn 
folge zu festigen und die Renten a 
langfristig auf eine tragfähige Grun 

ge zu stellen. 

Wir beginnen mit folgenden Maßn 

iend 

beitsentgelt in die Sozialversi 
rung einbeziehen. 

1. Wir werden die bisher ungenü9' 
erfaßten Sonderzahlungen zum 

2. Die Renten werden dem Ans 
tieö 
zeit' 

/er&5' 

der Arbeitnehmereinkommen 

näher angeglichen. 
3. Die Voraussetzungen für ErWe!'|^r 

und Berufsunfähigkeitsrenten 
den enger gefaßt. Die Kin de 
Schüsse bei Neurenten *e 

durch das Kindergeld ersetzt. 
4. Vom Krankengeld werden ab 

J»' 

nuar 1984 Beiträge zur Renten 
Sicherung geleistet. 

\je<' 
5. Damit eine sonst notwendige 

Schiebung      des      RentenanP 
sungstermins im Jahre ^   ^M' 
mieden werden kann, hat das * 
nett folgenden Auftrag erteilt: 
Der Bundesarbeitsminister sol 
zur  Beratung  der  Begleitgese ^ 
zum Bundeshaushalt 1984 eine^ 
nanziell gleichwertigen, den so 
und finanzpolitischen Grunds** 
der Bundesregierung entsprec 
den Einsparvorschlag vorlegen- 
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sarnrnen mit diesen fünf Maßnah- 

Strukt 
Werden wir eine umfassende 
Preform der Rentenversiche- 

- anleiten. Sie ist notwendig we- 
PhisUkSerer katastrophalen demogra- 
Srw n Entwicklung. Die Zahl der 
2au?rbstätigen nimmt ab, und die 
nächd6r ^entner nimmt zu. In den 
2ah|Sten zwei Jahrzehnten wird die 
über ^er 6uJänrigen um etwas 
*eitj e'ne Million zunehmen. Gleich- 
Werb ,wird die Zahl der in das Er- 
4^lill Eintretenden   um   über 
^er '°nen abnehmen. So werden im- 
rneh

W®ni9er Erwerbstätige für immer 
Zentner aufkommen müssen. 

sich ann Sle alle nur nerzlich einladen, 
Stru, an der großen Aufgabe der 
9en i reform der Renten zu beteili- 
0ar_ ^ Interesse der Rentner, meine 
ejn 

en und Herren, wollen wir uns um 
hen 

einvernehmliche Lösung bemü- 

WirWerH 
Aber eine Lösun9 herbeiführen. 
niCrit 

ICn bitte zu überlegen, ob dies 
rn0ur

e,.n Thema wäre, bei dem alle de- 
Sirir, atlSchen Parteien für die Zukunft 
es 2 

Und Erfolg sehen könnten, wenn 
kam« einem gemeinsamen Werk aller 

tW . 
9enrj0¥'ten fur uns insbesondere fol- 

e Prinzipien: 

huL     nte  muß  beitragsbezogen ie'ben. 
Die D 
tünh     ten so"en sich wie die ver- 
nal    en Einkommen  der Arbeit- 

enmer entwickeln. 

v 
r .Bundeszuschuß muß auf eine 

de 'Gliche Grundlage gestellt wer- 

Die Bundesregierung wird die Hin- 
terbliebenenversorgung in der Ren- 
tenversicherung entsprechend der 
Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichtes aus dem Jahre 1975 
neu ordnen. Aus finanziellen Gründen 
kommt zunächst nur eine begrenzte 
Neuregelung in Betracht. Sie soll die 
Gleichbehandlung von Frauen und 
Männern gewährleisten. Bei der end- 
gültigen Regelung muß der Frau eine 
eigenständige soziale Sicherung ge- 
geben werden, die dem Leitbild der 
Partnerschaft zwischen Frau und 
Mann entspricht. 

Wir haben eine besondere Verant- 
wortung  gegenüber  den  Opfern 
des    Krieges.    Die    Arbeit    der 
Kriegsopferverbände verdient un- 
sere besondere Anerkennung. Der 
hervorgehobene Rang der Kriegs- 
opferversorgung in der sozialen 
Sicherung    bleibt   unangetastet. 
Von   speziellen   Sparmaßnahmen 
bleiben   die   Kriegsopfer  ausge- 
nommen. 

Mit   der   Erneuerung   der   Sozialen 
Marktwirtschaft geht es uns nicht nur 
um wirtschaftliche Effizienz. Wir sind 
uns   bewußt,   wie   sehr  diese  Wirt- 
schaftsordnung   Konflikte   entspannt 
und Freiräume schafft. Das Wort von 
Müller-Armack gilt noch heute: 
Die   Soziale   Marktwirtschaft  ist   ein 
Beitrag zum Frieden nach innen und 
außen. 

II. Die Gesellschaft mit 
menschlichem Gesicht 
Die Menschen suchen nicht nur sozia- 
le Sicherheit und  materiellen Wohl- 
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stand. Sie wollen eine Gesellschaft 
mit menschlichem Gesicht. 

Was der einzelne für sich entscheiden 
kann, darf der Staat nicht an sich zie- 
hen. 

Menschen in Not brauchen nicht 
nur staatliche Hilfe. Sie brauchen 
vor allem Menschen, die ihnen 
helfen, nicht nur Sachbearbeiter, 
die ihren Fall verwalten. Freiwilli- 
ge soziale Dienste und ehrenamt- 
liche Tätigkeit werden wir fördern, 
wo immer wir können. 

Die Gleichberechtigung von Mann 
und Frau muß selbstverständlicher 
werden. Die Benachteiligungen in der 
Arbeitswelt müssen abgebaut werden 
durch gleichen Lohn für gleiche Ar- 
beit und eine gerechte Arbeitsplatz- 
bewertung. Ich finde, es ist ein Ärger- 
nis, wenn Frauen durch Einordnung in 
Leichtlohngruppen benachteiligt wer- 
den. 

Hier sind in erster Linie die Tarifpart- 
ner gefordert. Wir werden durch neue 
arbeitsrechtliche Bestimmungen dazu 
beitragen, die Chancen von Frauen 
auf dem Arbeitsmarkt zu verbessern. 
Arbeitsplatzteilung und Teilzeitarbeit 
werden wir nach Kräften begünstigen. 
Die Bundesregierung strebt eine 
rechtliche Regelung an, die Benach- 
teiligungen der Teilzeitarbeit aus- 
schließt. 

Teilzeitarbeit kann auch für Männer 
attraktiv werden. Das Gesetz kann 
hier nicht alles regeln. Deshalb su- 
chen wir das Gespräch mit den Tarif- 
partnern. Wir müssen gemeinsam 
neue Formen des Arbeitslebens und 
der Arbeitszeit verwirklichen. 

usli- 
Beruf ist für uns nicht nur äußern^ 
ehe Erwerbstätigkeit. Die Tätigt* 

rken- 

Tätigke'1 

Haus und für die Kinder ist gleic 
tig. Sie muß wieder mehr Ane 
nung finden. 

Vorrangig   sind   für   uns   Kinder^ 
bzw. Kindergeldzuschlag in den ß 
sten Jahren der Kindererziehung 

alle Mütter oder Väter und die 
rechnung von Erziehungsjahren in ^ 

Rentenversicherung.   Sobald die 
nanzlage es zuläßt, werden w,r 

einführen. 

Wir  müssen  wieder ein  k,r|' 
freundliches  Land  werden.      , 
halb werden wir für einen r» 
lieniastenausgleich   sorgen.   ^ 
Kindergeld und  steuerlichen ^ 
leichterungen werden wir dl* ^ 
milie weiterhin fördern. Durcn  ^ 
Familiensplitting   werden  *" 
dieser     Legislaturperiode        r 

Steuerrecht    familienfreundl«c 

ausgestalten. ,ß 

Für jeden, auch für Alleinerzieher1 

gilt: rf1 

Wer Kinder hat, soll weniger steU^r 
zahlen als derjenige, der keine Kin 

hat ..cr-hrf Das Fundament für eine Gesellst 
der Mitmenschlichkeit ist die Farn

n5- 
Hier lernen die Menschen Verhalt 
weisen, die unsere Gesellschaft V 
gen:  Liebe und Vertrauen, ToleJgjt- 
und    Rücksichtnahme,    Opfert 
schaff und Mitverantwortung. n 

Meine Damen und Herren, wir ha 
hier im Zusammenhang mit der 
kussion   um   die   Neuordnung      n 

§ 218 vor knapp einem Jahrzehnt 
großer    Leidenschaft    und    9r   je, 
Ernst geprägte Debatten. Ich tin 
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%    IV," 

lien    ?Sen die Zusa9en ernst nen~ 
geb' 

d'e damals von allen Seiten ge- 
djg^^urden: Wir müssen uns um 
ihre     

nstenenden Mutter kümmern, 
SCL Diskriminierung in der Gesell- 
che 

at)bauen und ihre soziale Si- 
tUn

r
f
Un9 festigen. Wir müssen mehr 

Uh Ur den Scnutz des ungeborenen 

^r Beitrag soll sein:^ 
^ er Pamilienlastenausgleich, 

lrie Erleichterung des Adoptions- 

nd gemeinsam mit den Ländern 
'ne erweiterte Beratung und Hilfe 
r schwangere Frauen. 

^s ist , 
abbr mstritten- Schwangerschafts- 
k^j Uche wegen einer Notlagenindi- 
kerik

n m>t Steuergeldern und Kran- 
Das 

a^senbeiträgen zu finanzieren, 
faßt Undesverfassungsgericht be- 
Wir 

SlCn zur Zeit mit diesem Thema, 
d^ Wercten das Urteil abwarten und 

*'&he d'e 9eD0tenen  Konsequenzen 

Wir rw neidungsfolgerecht brauchen 
Wir tlr Gerechtigkeit im Einzelfall. 
gUn 

Werden das Recht des Versor- 
Un^ ^ausgleichs   weiter   verbessern 

tunqrt el Ursachen fur die Zerrut" 
Veri K   Ehe mitDerucksichtigen. Bei 
to|9e PUngen uber die Scneidun9s~ 
heit n Sol|fen die Partner mehr Frei- 
^ halten. 

gen^re Gesundheitspolitik wird die Ei- 
Sejn erar,twortung des Menschen für 
den d Gesundheit betonen. Wir wer- 
Und H6r Selbsthilfe mehr Raum geben 
Öj ,e Selbstverwaltung stärken. 
ÖUn(!

nedi2inische Versorgung in der 
Qesrepublik   Deutschland    steht 

auf hohem Niveau. Das allerdings hat 
einen Preis, der zunehmend die Ein- 
kommen der Bürger belastet. Vor al- 
lem die Kostenexplosion im Kranken- 
hausbereich muß eingedämmt wer- 
den. Die Leistungsfähigkeit der medi- 
zinischen Technik ist unbestritten. 
Der Patient braucht jedoch nicht nur 
Technik, sondern auch menschliche 
Zuwendung. 

Der Mißbrauch von Alkohol, Medika- 
menten und Drogen erfüllt uns alle mit 
großer Sorge. Wir müssen gemein- 
sam mit den freien Trägern und Län- 
dern Schäden heilen und vor allem die 
Ursachen bekämpfen. 

Körperliche und seelische Belastun- 
gen in der Industriegesellschaft, Ver- 
kehrs- und Arbeitsunfälle setzen je- 
den der Gefahr einer Behinderung 
aus. Der soziale Rechtsstaat muß al- 
len Behinderten helfen, sich in Beruf 
und Gesellschaft entfalten zu können. 

Behinderte wollen nicht Mitleid, son- 
dern aktive Solidarität. 

Gerade in wirtschaftlich schwierigen 
Zeiten ist es unsere Pflicht, für die 
Eingliederung unserer behinderten 
Mitbürger in Beruf und Gesellschaft 
zu sorgen. Weil uns Schutz und Hilfe 
für die Schwerbehinderten so wichtig 
sind, müssen wir Fehlentwicklungen 
abwenden. 4,5 Millionen Bürger ha- 
ben einen Schwerbehindertenaus- 
weis. Ihnen stehen Vergünstigungen 
zu, ohne daß dies in jedem Fall den 
persönlichen Lebensumständen ge- 
recht wird. In Zukunft muß die Hilfe 
des Staates denjenigen zukommen, 
die sie wirklich benötigen. 
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III. Die technologische 
Herausforderung 
Unsere Gesellschaft braucht den 
technischen Fortschritt. In den Infor- 
mations- und Kommunikationstechno- 
logien, in neuen Fertigungstechniken, 
in der Biotechnologie und bei der Ent- 
wicklung neuer Materialien gibt es 
weltweit eine stürmische Entwicklung. 
Sie bietet Chancen, birgt aber auch 
Gefahren. Wir wissen, daß nicht alles 
den Menschen Mögliche dem Men- 
schen gemäß ist. Dieser Herausforde- 
rung müssen wir uns stellen. Der 
Mensch muß Herr der Technik blei- 
ben. 

Die neuen Informations- und Kommu- 
nikationstechniken versprechen neue 
Wachstumsmöglichkeiten.    Für    ihre 
Anwendung    schafft   die    Deutsche 
Bundespost  wichtige  Voraussetzun- 
gen. Diese Technologien erschließen 
Industrie   und   Handwerk  sowie  der 
Deutschen Bundespost zukunftswei- 
sende Arbeitsfelder. Wir müssen alles 
tun, um unsere internationale Wettbe- 
werbsfähigkeit wiederherzustellen. 

Die Meinungsvielfalt erhält durch 
die neuen Kommunikationstechni- 
ken neuen Auftrieb. Deshalb be- 
grüßt die Bundesregierung die In- 
itiativen einzelner Bundesländer, 
neue Organisations- und Beteili- 
gungsformen für Hörfunk und Fern- 
sehen zu schaffen. Die Chancen 
der neuen Techniken müssen aus- 
geschöpft, die Risiken möglichst 
gering gehalten werden. Mit den 
Ländern werden wir den Dialog 
über die Medienordnung der Zu- 
kunft suchen. 

Im Ausland sind die neuen Tech^Ln 
schon  weit  vorangekommen, 
wir nicht schwere Nachteile erie 
wollen, müssen wir wieder den 
Schluß finden.  Die Bundesregie' 
wird   deshalb   auf   Entscheidung 
drängen, damit die neuen Techn 
freiheitlich genutzt werden könne • 

Die Bundesregierung wird e'ne..r£je- 
fassende Konzeption für die ro 
rung der Entwicklung der MM06 

tronik, der Informations- und Kom 
nikationstechniken vorlegen. 
Wir  werden   bestehende   Stiftung, 
fördern und prüfen, wie neue 9er%p 
nützige  Stiftungen  ermutigt vvei    ^ 
können. Dabei soll die Frage nacn 
Notwendigkeit der Novellierung    ^ 
geltenden   Stiftungsrechtes   gep 

werden. - 
Die beste Technik nützt nichts, * 
die Menschen sie nicht beherrsc 
Bund  und  Länder,  Arbeitgeber    ^ 

Gewerkschaften, wir alle musse
tren' 

einer großen gemeinsamen Ans 
gung genügend berufliche Bildu. ^ 
möglichkeiten schaffen, auch als s^.f 
volle  Alternative  zum  Studium- 
halten fest am bewährten dualen 
stem, das Schule und praktische A 
bildung verbindet. ..flj 

Die    Bundesregierung    be?aief 
daß die Länder begabte Sen ^ 
verstärkt fördern wollen. Sie 
dem Deutschen Bundestag e 

Bericht über ihre Politik zur Sie 
rung der Zukunftschancen ^e'ot> 
gend in Ausbildung und Beruf 
legen. Niemand darf wegen se    . 
sozialen   Herkunft   benachte" jJ 
werden. Wer sich durch 9ute \\. 
stungen auszeichnet und aus 
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I  r einkommensschwachen Fami- 
• stammt, dem muß auch künftig 

Wolfen werden. 

Wir^Fors 
ärken. Zwischen den Hochschu- 

vir ri
einsam mit den Ländern werden 

len 2? Forscnun9 an den Hochschu- 
len muß mehr Wettbewerb um wis- sen Wettbewerb um wis- 
Wirwhaftliche   Leistun9   stattfinden. 
b6s 

erden junge Wissenschaftler, die 
Geiers qualifiziert sind, fördern. 

Grundlagenforschung    muß 
internationalen Vergleich be- 

9eiin ^ ^önnen- Das kann nur dann 

?* in 

$Pit ^
en.    wenn     wissenschaftliche 

An6r^
nleistung wieder die verdiente 

lhrnen, 
lessen 

Innung findet. Das Hochschul- r*hm "lung findet. Das Hocnscnui- 
rnes 

en9esetz muß auch daran ge- 
sen 

en werden, wieweit es der wis- 
n(it>t° 

aft,ichen Forschung und Lehre 

Ver2i ?*istungseliten können wir nicht 
Se"n °hten" Es mussen °ffene E,iten 
stun'     .' denen die individuelle Lei- 

9 2ählt. Die Zeiten sind nicht so, 

^n , 

^9efördert zu lassen. 

^nsere Gesellschaft es sich erlau- 
bte. Talente unentdeckt und 

*eit JUnge Akademiker erhalten der- 
nicht?fCh Abschluß 'nres Studiums 
Un^ j?le Chance, ihren Ideenreichtum 
ang ' re Leistungsfähigkeit in einem 
UaSj 

essenen Beruf zu beweisen. 
Und g ein Verlust für die Gesellschaft 
Wir <Jn Un9'ück für die Betroffenen. 
res o^6" das nicht als unabwendba- 
res 'cksal hinnehmen, sondern 
h^n r^ es als Herausforderung anse- 
ten' 

en jungen Hochschulabsolven- 
Ü und sei es etwa auch durch 

Ölungen — die Chance für ent- 
n9sfähige Berufe zu eröffnen. 

Unser Staat braucht die zupak- 
kende Mitarbeit der jungen Gene- 
ration. In diesem Jahr werden alle 
Jugendlichen, die ausbildungswil- 
lig und ausbildungsfähig sind, ei- 
ne Lehrstelle erhalten können. Al- 
lerdings wird nicht jeder seinen 
Wunschberuf    erlernen    können, 
nicht jeder dort arbeiten können, 
wo er möchte. Einem hochentwik- 
kelten Industrieland wie der Bun- 
desrepublik Deutschland muß es 
möglich   sein,   diese   schwierige 
Aufgabe zu lösen. 

Ich möchte mich bei Handwerk, Han- 
del, freien Berufen, Industrie, bei den 
Gewerkschaften und bei allen ausbil- 
denden Betrieben ausdrücklich für ih- 
re Bereitschaft bedanken, der Jugend 
zu helfen. Daß dies ohne gesetzlichen 
Zwang möglich ist, beweist die Stärke 
der freiheitlichen Gesellschaft. 
Auch in den Jahren 1984 und 1985 
werden wieder viele Jugendliche auf 
den Arbeitsmarkt drängen. Ihre erste 
Erfahrung in der Welt der Erwachse- 
nen darf nicht darin bestehen, nicht 
gebraucht zu werden. Ich werde des- 
halb auch in den kommenden Jahren 
auf eine besondere Initiative für die 
Ausbildung drängen. Wer an dieser 
Initiative  herumgenörgelt  hat,   sollte 
künftig lieber mit anpacken, wenn ihm 
das Schicksal junger Leute am Her- 
zen liegt. 
Wir müssen den Jugendlichen Hoff- 
nung geben. Mancher von ihnen ist 
enttäuscht, daß Erwartungen und Ver- 
sprechungen in der Vergangenheit 
nicht erfüllt worden sind. Aber das 
Bild von einer abseits stehenden jun- 
gen Generation ist falsch. Die große 
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Mehrheit stellt sich ihrer Verantwor- 
tung in der Gegenwart und den Her- 
ausforderungen der Zukunft. 
In Gruppen und Vereinen mit sozialen, 
politischen, kulturellen, kirchlichen 
und sportlichen Aufgaben nutzen 
Hunderttausende junger Menschen 
die Möglichkeiten, der eigenen Tätig- 
keit Sinn zu geben. 

Wir unterstützen dieses vorbildliche 
Engagement. Ich denke an die erfolg- 
reichen Bundeswettbewerbe Jugend 
musiziert" und Jugend forscht", an 
denen jährlich mehr als zehntausend 
Jugendliche teilnehmen. Der von mir 
angekündigte „Wettbewerb sozialer 
Initiativen" wird in diesem Jahr begin- 
nen. 

Wir sind verpflichtet, die uns anver- 
traute Umwelt auch den nachfolgen- 
den Generationen zu erhalten. Wir ha- 
ben nicht das Recht, die Natur rück- 
sichtslos auszubeuten. Der techni- 
sche Fortschritt muß Rücksicht neh- 
men auf die Umwelt. Die von der mo- 
dernen Technik verursachten Schä- 
den können nur durch den Einsatz 
modernster Mittel der Technik wieder 
abgebaut und beseitigt werden. 

Die Schäden an unseren Wäldern sind 
alarmierend, die zunehmende Ver- 
schmutzung von Nord- und Ostsee ist 
erschreckend. Die Bürger erwarten 
wirksame Gegenmaßnahmen. Wir ha- 
ben sofort nach Regierungsübernah- 
me gehandelt. 

Unser Wald hat eine unschätzbare 
Bedeutung für Wasserhaushalt, für 
Klima, für Gesundheit und Erholung 
und für die Unverwechselbarkeit der 
deutschen   Kulturlandschaft.   Gelingt 

wä- 
es uns nicht, die Wälder zu retten 
re die Welt, in der wir leben, nicht 
derzuerkennen. ^ 
Das Eigeninteresse der Wirtschaft 
Umweltschutz muß gestärkt wer «^ 
Umweltfeindliche   Produktionsven 

aucf ren dürfen sich nicht lohnen. Um 
freundliches Verhalten muß sich 
wirtschaftlich auszahlen. 

In der Umweltpolitik der Büt!6°\. 
regierung behält die Luftre''Lut' 
tung Vorrang. Die Luftverscnm , 
zung, die entscheidend zum y ß 
sterben beiträgt, werden *"r ^ 
einem breit angelegten Pro9r* 
deutlich reduzieren. n 

Wir werden uns weiterhin um    . 
Schutz   des   Grundwassers 
der Binnengewässer bemühe11' 

Ebenso vordringlich ist eine lücK   ^ 
se Kontrolle von Abfalltransporten^ 
auch über die Grenzen hinweg-    ^ 
Bestimmungen über die Beförde 

gefährlicher Abfälle werden wir  ^ 
schärfen.   Umweltkriminalität  '   ,uejt 
Anschlag auf Leben und GesurLn£jet 
der  Menschen   und   muß  9ean 

werden. $ 
Auch die Lärmgrenzwerte fur *n. 
fahrzeuge werden  wir herabse 
Hier wie in allen anderen wesentl|C 

Fragen des  Umweltschutzes 9e
n 

wir einer einheitlichen europä'sC 

Lösung den Vorzug. Wir haben e 

Schritte unternommen, um die 
minderung  der  Kraftfahrzeugs^ 
zu erreichen. 
Umweltverschmutzung 

vor 

Grenzen nicht halt. Umweltschutz 
fordert daher das Zusammen*' 

macht 

öS 
benachbarter Staaten und in z     g. 
mendem Maß weltweite Anstreng 
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^ere 
uns ein fur internationale 

9en JnkorT1nien und für Vereinbarun-. iitc,erDDR- 
stet yWeltscnutz haben wir viel gelei- 
ieden ?.! bleit)t noch zu tun. Ich rufe 
h Ku?ür9er auf. mehr Rücksicht auf !Nat Ur unseres Landes zu nehmen. 

2ejtal.
6n Veränderungen, die wir im 

. "altern       9 

°rder technologischen Heraus- 
9en u^9 er|eben, sind dje Erfahrun- 
W.  erer älteren Mitbürger von be- 

Auf 
erern Wert. 

ihre
di6Le. 

V 
Der 

-Jstungen älterer Menschen, 
urtc 

w°llen Politik nicht nur für sie, 

erfy ""ki'sfähigkeit und ihre Lebens- 
Wir . Un9 dürfen wir nicht verzichten. dürfen wir nicht verzichten. 

i 

"ren mit ihnen machen. 

Vte6rte Farnilienbericht, den die 
&erj0d

Sre9ierung in dieser Legislatur- 
es M6 Vorle9en wird, soll zeigen, wie 
ihrer 

enscnen solange wie möglich in 
^ w

Vertrauten Umgebung bleiben 
Sin 'e aucn mehrere Generationen, 
^n ^S.le wollen, unter einem Dach le- 
%(je °

nnen. Unsere Wohnungsbau- 
Un9 wird dem Rechnung tragen. 

Uht höV.sllche Wiege werden wir 
au ers*ützen und ihre Förderung 
iw,eiten- °enn es ist oft 
$0 I Cn,«cher und vernünftiger, 
*u If | Dienste zu den Menschen 
*ia| 9en» als Menschen in so- 
ge 

en Einrichtungen Unterzubrin- 

gen 
% arscr»aftshilfe — damit ist nicht 
%t | enschliche Fürsorge ge- 
Alt weckde Selbstni,fe von Jung und 
d^itrj das Selbstbewußtsein und 
^ern&ir.en ^lan des einzelnen und der einschaft. 

Geradezu beispielhaft hierfür ist die 
Turn- und Sportbewegung unseres 
Landes. Millionen Sportler sind die 
größte Bürgerinitiative Deutschlands. 
Mehr als die Hälfte der Bevölkerung 
beteiligt sich heute an dem Breiten- 
und Freizeitsport. Der Deutsche 
Sportbund sowie seine Mitglieds- 
organisationen und -vereine demon- 
strieren, was Selbsthilfe vermag. Seit 
den ersten Tagen unserer Republik 
tragen Leistungssportler unseren Na- 
men in die Welt. 
Doch uns geht es nicht nur um Me- 
daillen und Rekorde, nicht allein um 
sportliche Ehre für unser Land. Wir 
wollen keinen Sport im Dienste des 
Staates, sondern Sport im Dienste 
des Menschen. 

IV. Der freiheitliche 
Rechtsstaat 
Wirksamkeit und Überzeugungskraft 
staatlichen Handelns wachsen, wenn 
der Staat darauf verzichtet, zu viele 
Bereiche unseres Lebens zu regeln. 
In der Vergangenheit hat der Staat im 
Übermaß Aufgaben an sich gezogen. 
Umkehr ist dringend geboten. 
In engem Zusammenwirken mit den 
Ländern werden wir Bürgern und Wirt- 
schaft wieder mehr Freiräume zu ei- 
genverantwortlichem Handeln ver- 
schaffen und auf bürgernahe Ent- 
scheidungen der Verwaltung hinwir- 
ken. 

Gutes Recht muß auch schnelles 
Recht sein. Gerichtlicher Schutz 
muß rasch gewährt werden. Eine 
überlange Verfahrensdauer unter- 
gräbt das Vertrauen des Bürgers 
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in die Rechtspflege. Wir wollen 
deshalb gerichtliche Verfahren 
vereinfachen und straffen. 

Dabei darf der Rechtsschutz des Bür- 
gers nicht geschmälert werden. Wir 
wollen keinen kurzen Prozeß, sondern 
kürzere Verfahren. 
Es muß gelingen, das Recht zu ver- 
einfachen und Überreglementierung 
zu beseitigen. Ich denke hier vor al- 
lem an das Baurecht, das Baupla- 
nungsrecht und an die Genehmi- 
gungsverfahren für Großanlagen. 
Die Oberverwaltungsgerichte und 
Verwaltungsgerichtshöfe sollen für 
Verfahren, die Großanlagen betreffen, 
die erstinstanzliche Zuständigkeit er- 
halten. Der oft jahrelange Schwebezu- 
stand für die Betroffenen soll auf die- 
se Weise verkürzt und die wirtschaftli- 
che Unsicherheit für die Antragsteller 
verringert werden. Die Sicherheit für 
Bevölkerung und Umwelt darf dabei 
keine Einbußen erleiden. 
Das Gebot der straffen, vereinfachten 
Verfahren muß für sämtliche Gerichts- 
zweige gelten. Zur weiteren Entla- 
stung der Gerichte sollten die Mög- 
lichkeiten für eine vorgerichtliche 
Schlichtung mehr genutzt werden. 
Angesichts der wachsenden Zahl von 
Verfassungsstreitigkeiten müssen wir 
auch prüfen, wie das Bundesverfas- 
sungsgericht entlastet werden kann. 
Für die Erhaltung und den weiteren 
Ausbau des freiheitlichen Rechtsstaa- 
tes brauchen wir gute Juristen. Die 
Bundesregierung wird die Juristen- 
ausbildung weiterentwickeln und wie- 
der vereinheitlichen. Sie wird sich um 
Lösungen bemühen, die möglichst 
von allen Ländern getragen werden. 

Das  Berufsbeamtentum  hat       ^ 
sungsrang und darf nicht ang    ^. 
werden. Gemeinsam mit den       ^ 
den und Gewerkschaften werd     p 

dafür sorgen, daß — auch in,eröf- 
notwendiger Einsparungen -~   ^ 
fentliche Dienst seine Verantw     „ 
wahrnehmen kann. Bei E'nSparuj6de' 
sind die Angehörigen der versc 
nen Gruppen des öffentlichen    ^ 
stes nach Möglichkeit gleich      *. 
handeln. Beamte haben kein    ^ 
recht.  Das darf ihnen jedocn 
zum Nachteil gereichen. . ^ 
Immer mehr Deutsche leben '    $ 
gere Zeit im Ausland und könn   ^r 

mit ihr Wahlrecht nicht ausüben 
werden dafür sorgen, daß sie  ^[r 
die notwendige Gesetzgebung 
len können. & 

Wir werden das Datensch" ^ 
setz novellieren.  Dabei &  ^ 
Datenschutz   vor   allem  'J ^r 
sundheitswesen verbesse^^ 
den.   Die   Erhebung   von     y 
dient dem Bürger und sein     $. 
dürfnissen.  Datenschutz ü    ßl- 
fentliche  Sicherheit  habe" 
ches Gewicht. yör 
Die innere Sicherheit ist eln*a|tli' 
aussetzung für unsere ^reLef\i' 
ehe    Ordnung.    Polizei,       ^ 
schütz    und    Verfassungs*i     . 
tragen eine hohe Verantwo   y 
sie verdienen das Vertrau* 
den Dank unserer Bürger- ^ 

Die Zunahme der Gewalt ist &     , 
niserregend. Wir werden GeW ^ 
unter welchem Namen und m' ^ 
eher Begründung sie auch au ^t 
mag — in unserem Rechtsstaa    A 

dulden. Die Bundesregierung ^' 
A 



UiD 17 • 5. Mai 1983 • Seite 19 

Herur 
de$ &   ^ des inneren Friedens und 
recht|i

e[Jl0nstrationsrechts den straf- 
%sbr Scnutz gegen Landfrie- 
Weiter 

U
K°h verstärken und prüfen, ob 

9en y Maßnahmen, zum Beispiel ge- 
^ffnu^

rmurT1mung und passive Be- 
%i,s •' forderlich sind. Extremi- 
^ben ?' es v°n rechts oder von links, 
bas K ' uns keine Chance. 
^6iter 

ntal<tsperregesetz werden wir 
V°r t6rtWiCkeln'    0hne    ^en    SchutZ 
6|%är>[0ristiscnen Aktivitäten zu be- 

jj Cht|gen. 

n4![e   Rechtspolitik   wird   die 
^•cht  des emzemen wahren, die 
un$e     rdnun9 durchsetzen und 

*Ur s 
re ,nstitutionen schützen. 

"Ki$Sen j?"Un9 des inneren Friedens 
^6r>Wirif und Lander en9 zusam- 
Wir siridn' 
%$t u^ sto|z auf unseren Föderalis- 
men.' Qj den uns viele Länder benei- 
S°n<Jers V°n unserer Verfassung be- 
der us 9eschützte Eigenständigkeit 
^r9erf °ewahrt uns vor einem 
^t6n2

ernen Zentralstaat. Die Kom- 
Ser des Bundes dürfen nicht 
aSeieXtensiv zu Lasten der Länder 
Sw9! Und in Anspruch genom- 

Uriserer!
r^tiven Ordnung gehört nach 

%a,3 Verständnis auch die körn- 
en verf 

elbstverwaltung. Sie hat ho- 

?6r Qem SSUn9srang- Die Bürgernähe 
Se yTeinden ist für unsere Demo- 

's Qem-fundamentaler Bedeutung. 
Sf)ielraurl!lnc,en brauchen Handlungs- 
darfderö 

lhnen und den Ländern 
s°hieben nicht seine Lasten zu- 
?'t den

n- Wir werden das Gespräch 
^r flj     andern   regelmäßig   auch 

Se Frage zu führen haben. 

Unsere freiheitliche Gesellschaft be- 
zieht ihre Lebenskraft aus gemeinsa- 
men Grundwerten: Meine Anerken- 
nung und Dank gilt der großartigen 
Leistung der Kirchen und Religions- 
gemeinschaften, die unser Wertbe- 
wußtsein mitprägen. Ohne christliche 
Ethik und Nächstenliebe wäre unser 
Volk ärmer. Ich würdige die vermit- 
telnde Rolle der Kirchen und habe 
großen Respekt und Achtung vor der 
Friedensarbeit der Kirchen in beiden 
Teilen Deutschlands. Ich danke auch 
den Angehörigen der jüdischen Reli- 
gionsgemeinschaft in Deutschland, 
die für den Ausbau unseres freiheitli- 
chen Staates immer wieder unver- 
zichtbare Beiträge geleistet haben. 
Für unsere Ausländerpolitik gelten die 
Grundsätze, die ich in meiner Regie- 
rungserklärung vom 13. Oktober 1982 
dargelegt habe: 
— die Integration der seit langem bei 

uns lebenden ausländischen Ar- 
beitnehmer und ihrer Familien, 

— die Begrenzung des weiteren Zu- 
zugs, 

— die Förderung der Rückkehrbereit- 
schaft. 

Die von mir angekündigte Kommis- 
sion hat ihre Arbeitsergebnisse vor- 
gelegt. Notwendige Entscheidungen 
werden nach eingehender Diskussion 
getroffen. Die Bundesregierung wird 
den Entwurf eines neuen Ausländer- 
gesetzes vorlegen. 
In der Bundesrepublik Deutschland 
leben jetzt über 4,6 Millionen Auslän- 
der. Wir alle wissen, daß wir ihnen viel 
verdanken. 

Die Bundesregierung  kann aber 
nicht hinnehmen, daß Ausländer 
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ihre politischen Auseinanderset- 
zungen mit kriminellen Mitteln auf 
dem Boden der Bundesrepublik 
Deutschland austragen. Wir wer- 
den sorgfältig untersuchen, ob 
politischer Extremismus und Kri- 
minalität von Ausländern dadurch 
wirksamer bekämpft werden kön- 
nen, daß die Ausweisungsmög- 
lichkeiten erweitert werden. 

Um Verfolgten und Flüchtlingen aus 
aller Welt gemäß der freiheitlichen 
Tradition unseres Grundgesetzes 
Schutz bieten zu können, wird die 
Bundesregierung alles tun, um den 
Mißbrauch des Asylrechts zu verhin- 
dern. 

Das Zusammenleben ist nicht ohne 
Probleme. Ich appelliere an Deutsche 
und Ausländer, sich um noch mehr 
gegenseitiges Verständnis und Tole- 
ranz zu bemühen. 

V. Frieden, Freiheit, Sicherheit 

Deutsche Außenpolitik heißt vor al- 
lem: Bewahrung der Freiheit und Fe- 
stigung des Friedens in Europa und in 
der Welt. Für uns ist aktive Friedens- 
politik eine politische Notwendigkeit 
und sittliche Pflicht. 
Wir sind ein weltoffenes Land und 
wollen es bleiben. Wir wollen gute 
Nachbarn in Europa sein. Wir brau- 
chen Partner und Freunde in der Welt. 
Wir haben sie und wollen die Freund- 
schaft erhalten. 
Wir können dies, weil unsere Politik 
zuverlässig, vertragstreu und bere- 
chenbar ist. Unsere Freunde und 
Partner können sich auf uns verlas- 
sen. 

Die    Menschenrechtserklärung    x 

Vereinten Nationen und die Eu   ^ 
sehe Menschenrechtskonvention ^ 
stimmen unsere Politik. Als fre|e ^. 
eines geteilten Volkes bleiben W" ^ 
pflichtet, für die Menschenrechte 
Deutschen zu kämpfen. . ^ 
Die Schlußakte von Helsinki verp ^ 
tet alle, die sie unterschrieben na 

Gewaltverzicht    ist    und 
Kernstück  unserer  Friede»1 

tik. Das Gewaltverbot in de' - $ 
ta der Vereinten Nationen 0' 
alle und überall. t*- 

Wir leben an der Trennungslin' ^ 
sehen Ost und West. Das legt un it 

sondere Lasten für unsere Sien ^ 
auf, zwingt uns in besonderem r, 
zur geistig-politischen Ausein ßß, 
Setzung   mit   kommunistischen ^ 

sellschaftssystemen, verpfÜcnte ^ 
aber auch zur Verständigung'0 pjid 
rer Lage ist es wichtig, daß "* yölk 
von unserem Land, von unsere |(t1 

und von unserer Geschichte a ^ 
Ausland lebendig ist. Wir braU 

die Sympathie anderer Völker. ^, 
Unsere auswärtige KulturpoW -, 
dert die Verständigung und dien ^ 
Frieden. Die deutschen SchUwt 

gungen unternehmen, um die     ^ 
sehe Sprache im Ausland me 
verbreiten. 

Die Allianz als Friedens^0 .^ 
Fundamente unserer Auße°P ^ 
bleiben das Atlantische Bündni pj6 

die Europäische Gemeinschaft- ^ 
Entscheidung für das Atlan r 

Bündnis, für die Partnerschaft m 

Ausland   müssen   stärker   9e 

werden. Wir werden  neue An 
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^Unf?d  Kanada-  wird   uns  auch  in 

Ich st   
Fr'eden und Freiheit sichern. 

CDU/rce dafur- daß der We9- den 

^eria        Und   FDP   unter   Konrad 

\u.Uer eingeschlagen haben, nicht 
^Sen wird. 
J''sind keine Wanderer zwischen 
«»««West. 

pr. .Von ganzem Herzen für den 
w*

d*n eintritt, 

au,Ve'heit und Menschenwürde 
chstes Gut betrachtet, 

ei 
Dauer 

«er n» •» 
starlr das westlicne Bündnis 
'«MI Und gesund «»"halten. Die At- 
d6h Sche Allianz sichert den Frie- 
'ichJn EuroPa; sie ist ein wesent- 
Qan Paktor der Stabilität für die 

K6     We,t 

feSh!StÜck der Allianz bleibt die 
derivrwurze,te Freundschaft mit 
rika     ein'9ten Staaten von Arne- 

dreihUhrtlndung  mit  Amerika reicht 

^Uts 
dert Jahre  zurück.   Millionen 

'en rs.     Auswanderer haben in vie- 

I   °auer gesichert sehen will, 
j,Ufr*Unsere nationalen Interessen 

~ **• Auswanderer haben in vie- 
^erJk

enerationen das Werden der 
fy ^ tischen Nation mitgeformt. 
^eit|^rj

n Anfang nach dem zweiten 

^a ü^ Stent fur uns die nistoriscne 

%•* ,es arr)erikanischen Außenmini- 
.arnes Byrnes; er sagte 1946 in St 

>art- 

%t"
eril<anische Volk möchte dem 

Jr(jck
en volk helfen, seinen Weg 

ktz u 
ufinden zu einem ehrenvollen 

0Qn \zP,;er den freien und friedlieben- 
dem 

bi der Welt." 

jcu ^rund'agen   dieser   Freund- 
aTt sind seit Oktober 1982 für 

jedermann sichtbar gefestigt. Das 
Vertrauen ist erneuert. 
In den Konsultationen mit unseren 
Verbündeten bringen wir unsere 
Sicherheits- und Verteidigungsin- 
teressen   voll   zur   Geltung.   Wir 
werden die politische und militäri- 
sche Zusammenarbeit im Bündnis 
weiter stärken, aktiv mitgestalten 
und mitverantworten. 

Jeder weiß, daß unsere vitalen Inter- 
essen   über  den   NATO-Vertragsbe- 
reich hinausreichen. Krisenhafte Ent- 
wicklungen in anderen Teilen der Welt 
wirken   sich   auf  uns   aus.   Deshalb 
brauchen und üben wir Solidarität und 
enge Abstimmung mit den Verbünde- 
ten, die weltweit Verantwortung über- 
nommen haben. 
Unser Gewicht im Bündnis wird maß- 
geblich von unserem Beitrag zur ge- 
meinsamen Verteidigung bestimmt. 
Daher wird die Bundesregierung der 
Bundeswehr die erforderliche Unter- 
stützung und Mittel geben, damit sie 
ihren Auftrag der Friedenssicherung 
erfüllen kann. 
Die Bundesregierung wird den Vertei- 
digungswillen — und dazu gehört 
auch die zivile Verteidigung — in un- 
serem Volk wachhalten und die Bür- 
ger vom Sinn unserer Anstrengungen 
überzeugen. 

Für die nächste Zeit stellen sich vor 
allem drei Aufgaben der Verteidi- 
gungspolitik: 

1. Wir werden die personellen Proble- 
me der Bundeswehr lösen, damit 
sie trotz schwächer werdender 
Jahrgänge ungeschmälert einsatz- 
fähig bleibt. Es ist mein fester Wil- 
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le, mehr Wehrgerechtigkeit zu 
schaffen. Es geht nicht an, daß 
mehr als ein Drittel unserer jungen 
Männer weder Wehr- noch Zivil- 
dienst leistet. 

2. Alle reden vom Frieden, unsere 
Soldaten sichern ihn. Ihr Dienst ist 
Friedensdienst. Das sollte man auch 
in unseren Schulen sagen. Wir wollen 
keine Wehrerziehung, aber wir brau- 
chen eine realistische Darstellung der 
Notwendigkeit unserer Sicherheitspo- 
litik und unserer Verteidigungsbereit- 
schaft in den Schulen. 

3. Nur eine umfassende Abrüstung 
könnte militärische Mittel zur Frie- 
denssicherung entbehrlich machen. 
Solange das nicht geschieht, bleibt 
die Bündniskonzeption von Abschrek- 
kung und Verteidigung auf der Grund- 
lage des Gleichgewichts unverzicht- 
bar. 

Wir können die Nuklearwaffen nicht 
über Nacht aus der Welt schaffen. Ein 
einseitiger Verzicht würde die auf uns 
gerichtete nukleare Bedrohung nicht 
mindern, sondern die Gefahr eines 
Krieges erhöhen. 

Es gibt nur einen Weg aus diesem 
Dilemma: Wir müssen die nukle- 
aren Waffen auf beiden Seiten 
drastisch reduzieren, diejenigen, 
die unsere Existenz bedrohen, 
und diejenigen, die wir heute für 
unsere Sicherheit bereithalten 
müssen. Der Weg zu mehr Sicher- 
heit führt weg von Waffen. Ich 
werde immer danach handeln: 
Frieden schaffen mit immer weni- 
ger Waffen. 

Europa - eine historische 
Aufgabe 5, 
Den Frieden in Freiheit zu siche

o|itiK 
auch Aufgabe unserer EuropaP   ^ 
Es ist unsere historische Auf9a Or- 
dern Weg der Einigung Europa^s 
nisr.h vnran7iinphpn   Nur ein 9 ._ jgf gisch voranzugehen. Nur #' 
Europa kann seinen Aufgaben     jfl. 
Welt gerecht werden. Nur ein 9   fg 

tes Europa kann auf Dauer       ng 
freiheitliche demokratische ° 
gewährleisten. 9$ 

Die  Bundesregierung setlß$cW 
mit aller Kraft für die Europ* 

Union e,n" Aufgab Für die vor uns liegenden *     $& 
gilt in vollem Umfang, was ich ^ 
ner Regierungserklärung y0^a .ndß5' 
tober 1982 gesagt habe. Die ^ $ 
regierung wird darauf hinwirkei« ^ 
beim nächsten Treffen des ^ W1 

sehen Rats Anfang Juni in ch|üsse 

Europa durch konkrete BeS 

vorankommt. QV 

Ein zwingendes Gebot ist rne^üS&f 
schlossenheit und bessere ^r 
menarbeit in der Außen- und sj- 
heitspolitik der EG-Mitglieder- ^ 
cherheitspolitische Solidarität ^ 
gestärkt und die Zusamme 
ausgebaut werden. ^ 
Die Bundesregierung tritt trot ^ 
Schwierigkeiten und Problerne j^. 
ein, die Wirtschaftspolitik °% ^ 
gliedsstaaten der Europäiscne   p 
meinschaft einander anzun^hjßpn Je 

ordinierung ist notwendiger „^r^ 
Der Kampf gegen Wirtschan ^ 
und Arbeitslosigkeit erfordere ^ 
freien Binnenmarkt. Aber aucn ^ 
außen  muß die Gemeinschan 



UiD 17 • 5. Mai 1983 • Seite 23 

um als demokratisches Kon- 
das can wirker> zu können, braucht 
chendß

Ur°P?ische   Parlament   ausrei- 
' ignisse. Wir sollten in al- 

*atwdern   Eur°Pas   die   Chance 
noch  vor den  Direkt- 

en Q1U84 zur 2- Legislaturperiode 
Chmen- 
r6ktwah^hritt voranzumachen. Die Di- 
9en(je ^n 1984 müssen ein überzeu- 
eiriem fekenntnis unserer Bürger zu 
ropa   starken und einem*einigen Eu- 

Die 7den- 
s°haft :^

tscn-französische    Freund- 
nagender Pfeiler eines en- 

Sie   
Usam j .    menwachsenden Europas. 

... rj'n be'den Ländern fest veran- 
9eit A, [ E|ysee-Vertrag hat sie besie- 
Hl. ' ^Uf die*«. ~ „_ ..-- ...:- 
d'6 Vert dieSer Grund,a9e wollen wir 
Wßiter g rauensvolle  Zusammenarbeit 

% WichSbaUen; wir leisten damit ei~ 
^UroPas Beitrag zur Einigung 
^irWerd 
T\ die ebenso a,s Bundesregie- 
*ndereri p

Weiseitigen Beziehungen zu 
ä'e ^uro artnern in Europa auch über 
lritensiv 

Paiscne Gemeinschaft hinaus 
^hsuit Pf|egen. Die regelmäßigen 
UrKj |ta. 0nen mit Großbritannien 
Vden"*

n haben sich bewährt. Wir 
%n m t

aran festhalten. Ich habe ge- 
P^sident dem sPan'schen Minister- 
Her u) .n vereinbart, daß wir in ähn- 

nsuitat'Se künfti9 zu regelmäßigen 
S^enp nen mit unseren spani- 
t6iter rQUnden kommen. Das ist ein 
^r0pa   Scnritt auf dem Wege nach 

tritt FJortdeSre9ierun9 tritt für den Bei" 
^inscu^3'8 und Spaniens in die Ge- 
dßn 'hne    6in" Beide Lander müssen 
^ einn 

n 9e°ührenden Platz in Euro- 
ehmen können. Hierbei wird 

sich die traditionelle Freundschaft mit 
ihnen erneut beweisen. Ihr Beitritt zur 
Gemeinschaft stärkt die Stabilität Eu- 
ropas. Das gleiche gilt für das Asso- 
ziierungsabkommen mit der Türkei. 
Unsere Erwartung an die europäische 
Einigung bemißt sich nicht nach Mo- 
naten und Jahren. Ich sage das in je- 
ne Stimmung der Resignation hinein, 
die in vielen europäischen Ländern, 
auch bei uns, anzutreffen ist. Sie be- 
mißt sich nicht nach Monaten und 
Jahren und nicht allein nach Konfe- 
renzen und Beschlüssen. Wir müssen 
in diesem zentralen Punkt deutscher 
Zukunft historische Zeiträume bemü- 
hen. Erinnern wir uns an das Wort 
Konrad Adenauers: „Europa", so sag- 
te er, „das ist wie ein Baum, der 
wächst, aber nicht konstruiert werden 
kann." 

Abbau von Spannungen 
Aufgrund unserer Lage und unserer 
Geschichte sind wir Deutsche be- 
strebt, nach West und Ost gute Be- 
ziehungen zu pflegen. Für uns Deut- 
sche gibt es zahlreiche historische 
Bindungen mit dem Osten. Wir haben 
ein tiefes Verständnis von der kultu- 
rellen Einheit Europas in all seiner 
Vielfalt und Verschiedenartigkeit. Wir 
betrachten unsere Nachbarvölker in 
Mittel- und Osteuropa — nicht nur in 
diesem kulturellen Sinn — als Teile 
Europas. 
Wir haben Verständnis für das Sicher- 
heitsbedürfnis aller Staaten. Wir wis- 
sen um das historisch bedingte Si- 
cherheitsbedürfnis der Sowjetunion. 
Nichts rechtfertigt aber die Überrü- 
stung der Sowjetunion, die die Sicher- 
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heit der Nachbarn bedroht und politi- 
scher Erpressung dient. 

Und nichts rechtfertigt die expan- 
sive Politik Moskaus, die zur Inva- 
sion Afghanistans geführt hat und 
die auch dem polnischen Volk sei- 
ne     Entscheidungsfreiheit     be- 
schränkt. 

Die befriedigende Regelung humani- 
tärer Fragen hat — dies muß die So- 
wjetunion wissen  —  entscheidende 
Bedeutung für die Entwicklung des 
deutsch-sowjetischen   Verhältnisses. 
Wir werden darauf drängen, daß wie- 
der mehr Deutsche aus der Sowjet- 
union ausreisen können. 
Uns liegt daran, eine neue und besse- 
re Qualität der Beziehungen zur So- 
wjetunion und zu den Staaten des 
Warschauer Pakts zu erreichen. Wir 
streben an, die Gespräche mit den 
osteuropäischen  Staaten,   insbeson- 
dere mit der Sowjetunion, auf allen 
Ebenen zu führen und wenn möglich 
zu vertiefen. 
Dies darf jedoch keine einseitige Poli- 
tik sein. Wir messen den Willen der 
Verantwortlichen in der Sowjetunion 
zur Zusammenarbeit an ihrer Bereit- 
schaft, zum Abbau und zur Beseiti- 
gung aller Belastungen konkret beizu- 
tragen. Zu diesen Belastungen gehört 
auch, daß die Sowjetunion eine Au- 
ßenpolitik auf zwei Ebenen betreibt, 
die sich gegenseitig ausschließen: 
Wenn die sowjetische Führung gleich- 
zeitig den weltrevolutionären Klassen- 
kampf gegen die freie Welt führen will, 
sind stabile, zwischenstaatliche Be- 
ziehungen auf Dauer nicht möglich. 
Die Bundesrepublik Deutschland wird 
im Rahmen ihrer Friedenspolitik ihren 

Kurs der Verständigung, deT $• 
trauensbildung und der Zusam ef 

beit mit den Staaten des ^f-.^ 
Pakts beharrlich und ohne m^ 
über die bestehenden Ge9e ' 
weiterverfolgen. 

Die Grundlage sind die ge schio & 

hsta[ 

nen Verträge, nach deren Bucn   ^ 
und Geist wir unsere Politik m p\ 
Osten gestalten wollen. V°se pje- 
bleibt eine gesamteuropäisch 

densordnung. at- 
Die mit unseren Verbündeten e'• ^ 

gestimmte Politik ist ein Angeb p 
Dialog, zum Ausgleich und z $. 
sammenarbeit.   Sie   entspncn $ 
Prinzipien, die im Harmel-Berl£ ^ 
Allianz  schon  1967 festgescn ^ 
wurden und die für uns und ^ 
Freunde nach wie vor Grundlag ^ 
fähiger Beziehungen zum °ste

bgr# 
Festigkeit und Verständigung5 

schaff. up 
Auf Einladung von Genera15 y 
tär Andropow werde ich am 0 
in die Sowjetunion reise"'^ 
mich ist es wichtig, die "^„flc" 
rung der Sowjetunion Per ^ 
kennenzulernen und mit .$ 
unsere Probleme und '^^tlO* 
zu sprechen. Ich beabsi^i- 
wenn wir uns darüber ver 0 
gen können, diesen Dialofl 0 
mit einer gewissen Rc9e' # 
keit fortzusetzen. Bei 9ut^6^ 
len bietet sich ein weites r ^, 
Zusammenarbeit auf P°' l^gsf 
wirschaftlichem und 
schaftlich-kulturellem Gebie -^ 

In diesen Zusammenhang ..SguPÖ 
auch die gemeinsame ^eWfe Vef 

von Umweltproblemen und 
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%V   L      der SowJetunion> sich ihrer 
lcklungspolitischen tun ""^ngspolitischen Verantwor- 

D 9 endlich zu stellen. 

2ur ?^
n9ebot der Bundesregierung 

Unj0 
Usarnmenarbeit mit der Sowjet- 

sche Und den übrigen osteuropäi- 
VorjJ?. Maaten schließt gegenseitig 
schaI 

fte und ausgewogene Wirt- 
nig /!^bez'ehungen ein. Wir sind ei- 
s0|cu Unseren Bündnispartnern, daß 
Pau

e   Beziehungen   ein   wichtiger 

^tsch deS °st-West-Dialo9s sind- 
aber      dende Voraussetzung bleibt 

^'hkladaß Unser Hande,n in vollem 

e$*ß 
n9 mit unseren Sicherheitsinter- 

Cn
B,s,eht- 

Köm'; ndesregierung sieht in der 
rtien 

r®n2 für Sicherheit und Zusam- 
fortqe

r
f 

eit in Europa, die in Madrid 
sWu wird- ein Model! fur die Ge- 
Staat^

9 unserer Beziehungen mit den 
bei ai|n Osteuropas. Für uns sind da- 
He|sir? drei Körbe der Schlußakte von 

iki von gleichem Gewicht: 

die arun9 über die Prinzipien, 
re 

die Achtung der Menschen- 
<Uts der Grundfreiheiten und 
Sehr SelbstDestimmungsrecht ein- 

qe 
D°kument über vertrauensbil- 

^dj
de Maßnahmen und 

cu Zusammenarbeit in den Berei- 

SchVer Wirtschaft- der Wissen- 
Welt d6r Technik und der Um~ 

Wir Koft 
Seir, w •• daß es in Madrid möglich 
9eiegt

lrd' auf der Grundlage der vor- 
den y n Erschlage mit entsprechen- 
irn ^..^esserungen, insbesondere 
n0ch i' - auf die Menschenrechte, 
Und a

n dieserr« Jahr ein substantielles 
Us9ewogenes Schlußdokument 

verabschieden zu können. Es würde 
ein präzises Mandat für eine europäi- 
sche Abrüstungskonferenz enthalten 
und den Menschen in ganz Europa 
nützen. 

Das Schicksal des polnischen 
Volkes läßt uns nicht gleichgültig. 
Wir wünschen, daß es dem polni- 
schen Volk gelingt, zu einer natio- 
nalen Übereinstimmung zu finden 
und die gegenwärtige Krise zu 
überwinden. Ablauf und Folgen 
des Besuches von Papst Johan- 
nes Paul II. werden Maßstab des 
inneren Friedens sein. Wir wollen 
Aussöhnung und Verständigung 
mit Polen, wie sie in beispielhafter 
Form von beiden Kirchen eröffnet 
wurden. Geschlossene Verträge 
gelten, wir wollen sie ausnutzen 
zum Ausbau unserer Beziehun- 
gen. 

Friedenssicherung durch 
Abrüstung 
Hoffnungen auf weniger Spannungen 
in der Welt und bahnbrechende Erfol- 
ge bei der Abrüstung haben sich lei- 
der nicht erfüllt. Viele unserer Mitbür- 
ger sind in Sorge und Zweifel, ob wei- 
tere Aufrüstung wirklich verhindert 
werden kann. Sie fragen sich auch, 
wann und wie die Aufrüstung der Drit- 
ten Welt im Angesicht von Hunger 
und Not ein Ende findet. 
Die Mehrheit unserer Mitbürger er- 
kennt, daß wir nur durch geduldiges 
und überlegtes Bemühen um Rü- 
stungskontrolle und nicht durch Frie- 
denssehnsucht allein die Waffenarse- 
nale dieser Welt abbauen können. 
Niemand, der in  politischer Verant- 
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wortung steht, kann guten Gewissens 
einseitige Abrüstungsmaßnahmen 
wollen, wenn dadurch die eigene Si- 
cherheit in Gefahr gerät. 

Der Entwaffnete verliert die Fähig- 
keit zur Selbstverteidigung und 
wird erpreßbar. Die Sicherheit un- 
seres Landes bleibt ein unver- 
zichtbares Gut. Wer wehrlos ist, 
mit dem verhandelt niemand. 
Deshalb können wir nur von siche- 
rem Boden aus darum ringen, die 
Rüstungen in der Welt abzubauen. 
Der Westen ist der Sowjetunion 
vielfach entgegengekommen; 
jetzt muß die Sowjetunion einen 
entscheidenden Schritt tun, damit 
am Ende des Weges Verträge ste- 
hen, die beiden Seiten Sicherheit 
garantieren. 

Abrüstung und Rüstungskontrolle 
sind notwendige Bestandteile der Si- 
cherheitspolitik der Atlantischen Al- 
lianz. Wir wollen konkrete und nach- 
prüfbare Vereinbarungen über Abrü- 
stung, die die Sicherheit beider Seiten 
nicht Vermindern, sondern stärken. 
Wir arbeiten für den Erfolg der Genfer 
Verhandlungen. Wir wollen den Abbau 
nuklearer Mittelstreckenraketen. Wir 
halten den amerikanischen Vorschlag 
für ein Zwischenergebnis für fair und 
konstruktiv. Dieser Vorschlag wurde 
aufs engste im Bündnis abgestimmt. 
Dazu hat die Bundesregierung maß- 
geblich beigetragen. 
Ich wende mich an alle, die die Ernst- 
haftigkeit des amerikanischen Ver- 
handlungswillens bezweifeln: Ich 
weiß, daß der amerikanische Präsi- 
dent mit allen Kräften den Erfolg der 
Genfer Verhandlungen will. Und ich 

hoffe, daß die sowjetische Fuf|' 
den gleichen Erfolgswillen hat    ^ 
werden wir noch in diesem ^ ^ 
Abkommen erreichen. Noch reic   ^ 
Zeit dafür aus. Ich appelliere an 
sowjetische   Führung   zu   I 
daß ein solches Abkommen 
Interesse der UdSSR liegt. 

reif*"1 

auch»" 

Qetf 
Die gestrigen Äußerungen von ^ 
ralsekretär Andropow bestätig6' fl 

sere Auffassung, daß die sowje*' 
Führung ihr letztes Wort zum.anJgnef- 
nischen Vorschlag für ein ZwisC"1 ^ 
gebnis noch nicht gesprochen n • ^ 
kommt jetzt darauf an, meine D (6fi 
und Herren, mit Beginn der näc ^ 
Genfer Verhandlungsrunde am ^ 
Mai alle Möglichkeiten auszuloten-^ 
zu einem substantiellen Abba . 
sowjetischen nuklearen Mitte15 

kenraketen in Europa zu kornme 

cjß' 
Unser endgültiges Ziel bleibt jfl 

meinsam mit all unseren Partne ^ 
der Allianz — die Null-Lösung- ^ 
heißt: Die Sowjetunion wie die , 
verzichten auf die Stationierung a, 
gestützter atomarer MittelstrecK ^ 
keten. Jeder weiß, daß dies eirVag. 
ist, ein Ziel, das noch fern lieget r. 
Deswegen ist es auch ganz selb ^ 
ständlich, daß wir auf dem ^-tfi 
diesem erstrebenswerten Ziel J f, 
vernünftige Zwischenlösung ^ ^. 
stützen. Aber, meine Damen und . 
ren, ich will keinen Zweifel an deJkorri- 
nung der Bundesregierung auf j0fi 
men lassen: Wenn die Sowjet 
nicht bereit ist, Sicherheit in ^af1(i 
durch Abrüstung herzustellen. ^ 
müssen wir uns Sicherheit dur^ .. 
Stationierung amerikanischer " 
Streckenraketen verschaffen. 
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Wir 
<6hmen - im Sinne deutscher 

g"* - den NATO-Doppelbeschluß 
nen beiden Teilen sehr ernst. Ich 
hier habQ 

lich..nier 2Um ersten Teil nachdrück- 
9e a?.nd nachdenklich referiert. Ich s a allen F 

deutii 
«Schi 

Sch|g!ü- Tej|   des   NATO-Doppelbe- 

- "«unaenkiich referiert, icn sa- 
So cj

en Partnern und Freunden eben- 
D eutlich: Auf die Bundesrepublik 
*W  S°hland ist auch Verlaß, was den 

C^betrim. 
arn6rjk

undesregierung unterstützt die 
die sf 

anischen   Bemühungen,   auch 
ders 

ate9ischen Nuklearwaffen bei- 

W drastisch zu verringern. 

bau 
le Sowjetunion sich zum Ab- 

W'Cr>ts H konventionellen Überge- 
f'ndet v?6S Warscnauer Pakts bereit 
f(ir * Werden sich neue Perspektiven 
r°Pap ^stun9sverminderung in Eu- 
Her w 

r9eben. Wir werden in den Wie- 
Ur»c| a rhand>ungen über beiderseitige 
rUrige 

s9ew°gene Truppenverminde- 
konve 

einen Beitrag zum Abbau der 
r°&Me      ellen Rüstung in Mitteleu- 

stunq
an den weltweit geführten Abrü- 

^dlun Ünd Rüstungskontrollver- 
Wiii   ^en  der Vereinten  Nationen 

stur, 
gen wir uns. Im Genfer Abrü- 

'6rTl urnUSSChuß gent es uns vor al" 
^d y   ,ein weltweites, umfassendes 
aller ch icn überprüfbares Verbot 
j. t    

nernischen Waffen. 

in der
ev!idürch Gerechtigkeit 

Der t. 
s6r6 

eder,ssicherung dient auch un- 
sche ^

ußen- und entwicklungspoliti- 
Weit a 

Sarr,menarbeit mit der Dritten 
schaft 

der Grundlage der Partner- 
sPekts 

Und   des   gegenseitigen   Re- 

Die Bundesrepublik Deutschland un- 
terstützt echte Blockfreiheit ebenso 
wie regionale Zusammenarbeit als 
wichtige Elemente internationaler Sta- 

bilität. 

Die Bundesregierung wird sich am 
Nord-Süd-Dialog in allen seinen For- 
men beteiligen. Wir messen dem Dia- 
log der Weltreligionen eine hohe Be- 
deutung bei. 

Wir erleben in unserer Zeit den Auf- 
bruch der sich zum Islam bekennen- 
den Völker. Mit ihrer Kultur- und Gei- 
steswelt hat sich Europa schon vor 
Jahrhunderten fruchtbar auseinander- 
gesetzt. 

Viele Entwicklungsländer sind auf un- 
sere Mithilfe angewiesen. Auch für 
uns sind Entwicklungsländer längst 
unentbehrliche Partner. Viele haben 
sich in schwierigen Zeiten als unsere 
Freunde erwiesen. Sie können damit 
rechnen, daß auch wir sie als Freunde 
unterstützen. 

Wir werden den Ländern der Dritten 
Welt helfen, ihre Erfindungskraft und 
Dynamik zu entfalten. Zunächst geht 

es für sie 
um die Deckung der elementaren Be- 
dürfnisse, 
um den Aufbau einer eigenen Ernäh- 
rungsgrundlage, 
um die Förderung der Energieversor- 

gung, 
um Ausbildung und 
um die Erhaltung der natürlichen Um- 

welt. 

Damit helfen wir den Ländern der Drit- 
ten Welt und sichern damit auch Ar- 
beitsplätze in unserem Land. 
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Die Bürger unseres Landes — und 
hier möchte ich die Jugend beson- 
ders hervorheben — beweisen seit 
Jahren durch ihr Verständnis und ihre 
Mitwirkung, wie wichtig ihnen Ent- 
wicklungshilfe ist. Wir wissen, was wir 
den Kirchen, den Stiftungen, den 
freien Trägern und den vielen Einzelin- 
itiativen zu danken haben. Ich begrü- 
ße, daß sich die Bundesländer zuneh- 
mend an der Entwicklungshilfe beteili- 
gen. 
Die Bundesregierung wird die guten 
Beziehungen zu den Staaten Afrikas, 
des Nahen und Mittleren Ostens, 
Asiens, Lateinamerikas und* des süd- 
pazifischen Raumes ausbauen. 
Grundlage unserer Nahost-Politik ist 
der Respekt vor den berechtigten In- 
teressen aller, zum Teil in Widerstreit 
miteinander lebenden Völker und 
Staaten jener Region. 

Darüber hinaus gilt unsere Verbun- 
denheit in besonderem Maße Israel 
und unsere Fürsprache seinen Le- 
bens-, Freiheits- und Sicherheitsrech- 
ten. 
Die freundschaftlichen Beziehungen 
zu Israel werden wir vertiefen. Unsere 
traditionelle Freundschaft mit der ara- 
bischen Welt werden wir ausbauen. 
Gemeinsam mit den Vereinigten Staa- 
ten und gemeinsam mit unseren euro- 
päischen Partnern werden wir bei der 
Lösung des Nahost-Konflikts zu hel- 
fen versuchen. Unsere Nahostpolitik 
orientiert sich am Existenzrecht Isra- 
els, am Selbstbestimmungsrecht des 
palästinensischen Volkes und am bei- 
derseitigen Gewaltverzicht. 
Im  südlichen  Afrika  unterstützt  die 
Bundesregierung einen gerechten ln- 

teressenausgleich. Sie tritt W ^ 
Überwindung der Apartheid uno ^ 
friedliche Zusammenleben a"er

west' 
afrikaner ein. Sie wirkt mit ihren ^ 
liehen Partnern auf eine baldige 
hängigkeit Namibias hin. 
Aus Afghanistan müssen sien »-^ 

namesischen Truppen zurück* 
Für beide Länder bedarf es eine . 

Wille0 ° 

wjetischen, aus Kambodscha a'     n. 

.eine'?!, 

rechten Lösung, die vom 
Bevölkerung getragen wird. . 

A 5tab' Im Interesse von Frieden una *    •,. 
tat Südasiens begrüßen wir die &   ^ 
te Indiens und Pakistans, histon^^ 
Belastungen im Verhältnis zueina ^ 
abzubauen. Die Bundesregierung 
tet den asiatischen  Staaten u°   jt 
partnerschaftliche     Zusammen ^ 
an, wie sie sich zwischen E& 
ASEAN-Staaten bereits bewährt- 

Mit Staaten in anderen Weltre9'^eü. 
verbinden uns gemeinsame ^be

haft$' 
gungen und ähnliche Wirts0 p- 
Strukturen. Ich nenne in diese"1 ^ 
sammenhang Japan, Australien 

Neuseeland. 

Im Bewußtsein gemeinsamer ,n e||eH 
sen und der traditionellen kulW p. 
Bindungen wollen wir die BeZ' ^ 
gen zur Volksrepublik China er 
entwickeln. China ist ein wicn 

Faktor in der Weltpolitik. 

Unsere geschichtlich engen » ^jr 

düngen mit Lateinamerika wer egjr 
besonders pflegen. Die Bundesf- 
rung setzt sich für die ÜberWin Ka 

von Krisenursachen in Zentralan1 ^ 
durch wirtschaftliche und soziale ^ 
formen auf der Grundlage eine5 

mokratischen Pluralismus ein. 
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Ur Welt». 
Sllu te Verständigung und Ver- 
tionen J

360 bleiben die Vereinten Na- 
Unsere?? zentra'e Forum. Dem wird 

- Mitarbeit in der Weltorganisa- tio 

tioneri ri
9en D,eiben die Vereinten Na- 

Mitj 

Uns für
eChnüng tra9en- Wir Werden 

r6chte 
eine Starkun9 inrer Friedens- 

%^ ^'"setzen, für  die  Verwirkli- 
ch 

n9 der Menschenrechte und des 
seibstv

estimrnungsrechts. Dabei ist 
% die

e^Ständ,ich' daß wir uns auch 
*en H:_ eutschen Interessen einset- 
°IW   Sich aus der Teilung unseres 

s er9eben. 
V|   K.   " 
^e",e Nation bewahren 
dUrch h Grenze verläuft quer 
irHrner^

eutschland — dort, wo noch 
<WQ 

le M'tte Europas liegt. Diese 
rennt 

tfennt   die   Deutschen,   sie 
^erisrk?St und West. Vernunft und schl'chk( tiit abfjr <eit können sich nicht da- 
^lWnden- daß an dieser Linie das 
Son     est«mmungsrecht      aufhören 

Der g^ch'chtliche Erfahrung zeigt: 
^abLrnwart'ge Zustand ist nicht 
S neinr,,Ch- Rea,P°litik ia- Resigna- 

V°'CuVet2t ^ Jahre> seitdem der 
S
°wJetisSkand des 17- Juni 1953 im 

% Pr'd!;nen Machtbereich aller Welt 

^onstri       wi,len der Deutschen de" 
SchieekfJ0-    Mauer,    Stacheldraht, 
aUchhe 

und   Schikanen    sjnd 

^6nsCk|Ute noch ein Anschlag auf die 
9ib* es i!Chkeit   Wo   sie   existieren, 

Wir *e'ne Normalität. 
%chenWei9en nicht, wenn Men- 
die8^

recnte verletzt werden: Zu 
das R

n Men*chenrechten  gehört 
,°nna«Cht auf Meinung*- und ln- 
9,ÖkSt°n8freihelt und auf Frelzu" 

Aus eigener Kraft allein können wir 
Deutschen den Zustand der Teilung 
nicht ändern. Wir können ihn aber er- 
träglicher machen und weniger ge- 
fährlich. Ändern kann er sich nur im 
Rahmen einer dauerhaften Friedens- 
ordnung in Europa. 

Für die Überwindung der deutschen 
Teilung haben wir den Rückhalt im 
Bündnis und in der Europäischen Ge- 
meinschaft nötig. Sie garantieren uns 
Sicherheit und Freiheit, sie stützen 
die Hoffnung auf Einheit — nicht nur 
Deutschlands, sondern auch Europas. 
Das Bündnis und das geeinte Europa 
brauchen wir mehr als andere. 

Die Deutschlandpolitik der Bundesre- 
gierung bleibt bestimmt durch 

— das Grundgesetz der Bundesrepu- 
blik Deutschland, 

— den Deutschlandvertrag, 

— die Ostverträge, die Briefe zur 
„Deutschen Einheit" sowie die Ent- 
schließung des Deutschen Bun- 
destages vom 17. Mai 1972, der al- 
le Fraktionen — CDU/CSU, SPD 
und FDP — zugestimmt haben, 

— den Grundlagenvertrag und die 
Entscheidungen des Bundesver- 
fassungsgerichts vom 31. Juli 1973 
und vom 7. Juli 1975. 

Das Bewußtsein der Einheit Deutsch- 
lands und der gemeinsamen deut- 
schen Kultur und Geschichte wachzu- 
halten, ist für uns Aufgabe und Ver- 
pflichtung. Sie soll nicht allein denen 
überlassen bleiben, die durch die Tei- 
lung unseres Vaterlandes besonders 
betroffen sind. Auch die Zonenrand- 
förderung  bleibt Ausdruck  unseres 
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Willens, uns mit den Folgen der deut- 
schen Teilung nicht abzufinden. 
Viele Bürger unseres Landes verloren 
durch Vertreibung, Flucht und Aus- 
siedlung ihre Heimat. Sie haben einen 
wichtigen Beitrag zum Aufbau der 
Bundesrepublik Deutschland gelei- 
stet, und sie haben sich unermüdlich 
für das Selbstbestimmungsrecht der 
Deutschen und für die Einigung Euro- 
pas eingesetzt. Es ist nicht zuletzt die 
Leistung der Vertriebenen, daß Re- 
vanchismus in Deutschland keinen 
Boden fand. Bereits in ihrer Charta 
von 1950 haben die Vertriebenen 
feierlich den Gewaltverzicht erklärt 
mit den Worten: 
„ Wir verzichten auf Rache und Vergel- 
tung. Wir werden jedes Beginnen un- 
terstützen, das auf die Schaffung ei- 
nes geeinten Europas gerichtet ist." 
Wir stehen in der langen Reihe deut- 
scher Patrioten, die die deutsche Ein- 
heit in einer größeren europäischen 
Heimat suchten. Europäische Frie- 
denspolitik ist Teil unserer Geschich- 
te und liegt im nationalen Interesse. 

Die Menschen in den beiden Staa- 
ten in Deutschland halten an der 
Zugehörigkeit zu Deutschland 
und an ihrem Selbstverständnis 
als Deutsche fest. Für uns gibt es 
nur eine deutsche Staatsangehö- 
rigkeit. Wir bürgern niemanden 
aus. 
Die bestehenden Verträge mit der 
DDR wollen wir nutzen und ausfül- 
len. Grundlage für praktische Re- 
gelungen ist die Ausgewogenheit 
von Leistung und Gegenleistung. 

Im    innerdeutschen    Handel    liegen 
Chancen für beide Seiten. Er ist ein 

stabiles Element der Bezieh" ^ 
Wir streben weitere praktische ffj, 
schritte an. Wir sind bereit zuJ»^ 
stigen   Abmachungen   über  "ytii' 
schaftlichen, technischen und    jCn 
rellen  Austausch  sowie  im 
des Umweltschutzes. ^ 
Dazu   können   Gespräche  auf    für 
Ebenen nützlich sein. Das gilt *"   Ju- 
den im vorigen Jahr vereinbart     j. 
gendaustausch, den wir gern 
tern wollen. ^|l 
Wer gutnachbarliche Beziehung^. 

us*' 
— wie der Grundlagenvertrag 
liert —, muß mit uns dafür ein1 

daß Verträge nach Geist und 0" ^ 
ben eingehalten werden. Desr\ n ^ 
stehen wir weiterhin entschied ^ 
der Senkung der Mindesturm* für 
sätze. Wir streben Erleichterung ^ 

heit der Nation heißt auch, daß 
Reisen in beide Richtungen an.ißfT 

sehen einander begegnen una    ^r- 
der gemeinsamen Geschichte       zy 
finden. Unsere Gedanken 9en acfi 
dieser Stunde hinüber nach ®s^$ 
wo heute auf der Wartburg die * 
chen Luther-Feiern beginnen.       ^ 

Die Deutschen haben »uS
||er, in 

Geschichte gelernt. Sie **£j0 
Frieden und Freiheit mit«1"    ^ 
leben. Wir wollen zueinander 

einander &** 

BeH"1'5 

men, weil wir zueinander 
Berlin bleibt Prüfstein der 
gen zwischen Ost und West. ti^eg 
keine Stadt wie jede andere, v ^ 
teilte Stadt ist Symbol der deu{ ^ 
Frage. Berlin ist eine nationale ^ 
be. Deshalb wollen wir die L.n^' 
kraft der Stadt stärken und ihre*   ^ 
hungskraft   fördern.    Der 

Kultui 

Reichtum Berlins gehört zu u^&l 

sonderen   Ausstrahlung   der     ^ 
Theater,  Musikleben und Muse 
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die Groaft Berlins wirken weit über 
Ö'e Bunrt611 unseres Landes hinaus. 
<>anijt gesregierung wird alles tun, 
h||t    

üerlm diese Ausstrahlung be- 

Qeschic°hkt Berlin auf 750 Jahre seiner 

^hsh        2urück.    In    der   alten 
hist°rischÜPtStadt so" ein deutsches 
^n. rjj Museum errichtet wer- 
ter v ®. Bundesregierung wird  bei 
?ohen

e^k'ichung helfe«. Wir wün- 

ü VeJI
b
SChaftliche Lage Berlins gilt es 

U||*uni«si i? das neue Museum im Ju- 
Die Wirt      se*ne Tore öffnet. 

Sch*ft$keSSern- In der ersten Wirt- 
^ dei!°Derenz' die ich gemeinsam 
einberuf Re9'erenden Bürgermeister 
s&ntantp

en nabe, konnten wir Reprä- 
r foioft der deutschen Wirtschaft 

W'^en    de Abgaben in Berlin ge- 
VerStärlrt 

^*Uk        2U lnvestieren und 
*U «Üuftsorientierte     Arbeitsplätze 

S° bleib - 
?enf°6rschBerlin Zentrum für Grundla- 
ge nun9 und moderne Techno- 
^irtr 

N In* Weiternin ein für Konsolidre- 
u6r|ins a Entwicklung der Bindung 
\n

aJ den Bund sowie für die 
t °h do Außenvertretung Berlins 
S ur®

n Bund. Die strikte Einhal- 
%hte AK?"e Anwendung des Vier- 
^Ihrlft- mmens über Berlin muß 
\y bleiben. Die Bundesre- 
NrkehV dem reibungslosen Rei- 
***\fiZ Von und nach Berlin hohe 
D'e öu    9 bei- 
Sr iQo5Sre9ierung hat am 13. Ok- 
«5 der ft, lhre Absicht angekündigt, 
r^lün desnauPtstadt Bonn eine 
s jt 1945 2Ur deutschen Geschichte 
cNchte 

ZU gründen, die der Ge- 
unseres Staates und der ge- 

teilten Nation gewidmet ist. Die Bun- 
desregierung hilft der Stadt Bonn, ih- 
rer Funktion als Bundeshauptstadt 
gerecht zu werden. 

Wir müssen uns unserer Ge- 
schichte stellen mit ihrer Größe 
und ihrem Elend. Nichts wegneh- 
men, nichts hinzufügen. Wir müs- 
sen unsere Geschichte nehmen, 
wie sie war und ist: ein Kernstück 
europäischer Existenz in der Mitte 
des Kontinents. Der jungen Gene- 
ration muß die deutsche Ge- 
schichte in ihren europäischen 
Bezügen und Bedingungen wie- 
der geistige Heimat werden. 

Heute steht die Bundesrepublik 
Deutschland an einem Wendepunkt 
ihrer Geschichte. 
„Der Mensch kann den Strom der Zeit 
nicht schaffen, er kann nur auf ihm 
fahren und steuern". So hat Bismarck 
als Summe seiner Erfahrungen Aufga- 
ben und Grenzen seiner Politik be- 
stimmt. 

Die Regierung hat den Auftrag zu 
steuern. Sie zählt dabei auf den 
Sinn der Bürger für Realität und 
Richtung. 

Die Koalition der Mitte steht für Frei- 
heit, Verantwortung und Mitmensch- 
lichkeit. Wir wollen wahr machen, was 
uns das Grundgesetz als Erbe von 
Christentum und europäischer Aufklä- 
rung aufgetragen hat: 
— die freie Entfaltung der Persönlich- 

keit in ihrer Verantwortung für den 
Nächsten. 

Dies bestimmt unsere Vision; es 
ist die Vision von einem Volk, das 
sich im Miteinander bewährt und 
daraus die Fähigkeit gewinnt, an- 
deren zu helfen. 
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Wir haben allen Grund zur Zuversicht: 
Uns ist ein großes kulturelles Erbe 
übertragen: die deutsche Philosophie, 
die deutsche Dichtung und Literatur, 
die deutsche Musik und die bildenden 
Künste. 
Wir sind aber auch ein Volk der Erfin- 
der und Unternehmer, Sozialreformer 
und Wissenschaftler: das Volk von Al- 
bert Einstein und Max Planck, das 
Volk der Siemens und Daimler, der 
Zeiss und Röntgen, das Volk eines 
Ketteier und eines Bodelschwingh. 

Unser Volk wird die Herausforde- 
rung der industriellen Welt, die es 
so entscheidend geformt hat, be- 
stehen. Es gibt keine Alternative 
zur Industriegesellschaft, aber es 
gibt Alternativen in der Industrie- 
gesellschaft. 

Wir haben die Kraft und das Leit- 
bild, Ethik und Ökonomie, Freiheit 
und Gerechtigkeit zu verbinden. 
Beides zusammen hat den Auf- 
stieg der Deutschen aus der mo- 
ralischen  Katastrophe  und  dem 

Elend vor mehr als 30 
möglicht. 
Dies zeigt die Energie 
Stärke unseres Volkes. 
Das Tor zur Zukunft steht ofl*^, 

Die Koalition der Mitte ^ 
richtigen Weg gehen — ,n j 0' 
wortung   für   Freiheit 
menschlichkeit in unseren• 

,and- W* 
Das ist ihr Auftrag und ihr * 

Werbe- und . I $ 
Informationsmateria» 
Regierungserklärung 
Die CDU-Bundesgesch 
die Regierungserklärung von 
kanzler Helmut Kohl 
• als Broschüre .e tf 
• und mit einer Zeitung, dle ^ u^ 
traten Punkte in journalistisch 
aktueller Form wiedergibt, 
verbreiten. Die Materialien 
nächsten UiD vorgestellt 
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